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Zusammenfassung 

Gemäss § 20c Absatz 3 des Gesetzes über die Steuerung der Finanzen und 
Leistungen legt der Regierungsrat dem Kantonsrat die Beteiligungsstrategie 
für die Gesamtheit der Beteiligungen des Kantons alle vier Jahre als Pla-
nungsbericht zur Genehmigung vor. Der vorliegenden Beteiligungsstrategie 
liegen die gesetzlichen Bestimmungen über die Public Corporate Governance 
des Kantons Luzern zugrunde. Der Kantonsrat kann die Absicht des Regie-
rungsrates zu einzelnen Teilen der Beteiligungsstrategie bekräftigen oder ein 
abweichendes Vorgehen empfehlen. 
 
Bei der Steuerung rechtlich selbständiger Organisationen, an denen der Kanton be-
teiligt ist, besteht ein Spannungsfeld zwischen der betrieblichen Autonomie und der 
politischen Einflussnahme. Die Steuerung soll sicherstellen, dass die Ziele stufenge-
recht von einer Führungsebene auf die nächste übermittelt werden können: von der 
Legislative zur Exekutive mittels der Beschlussfassung über Botschaften und mittels 
Vorstössen, von der Exekutive zur strategischen Führungsebene der selbständigen 
Organisation mittels Eignerstrategien und von der strategischen zur operativen Füh-
rungsebene mittels Unternehmensstrategien. 
 
Die parlamentarische Steuerung von Organisationen mit kantonaler Beteiligung ist 
auf die längerfristigen politisch-strategischen Inhalte ausgerichtet. Der Kantonsrat 
definiert die Ziele im Aufgaben- und Finanzplan (AFP), beschliesst die dazuge-
hörende Finanzierung mittels Voranschlag, genehmigt den Jahresbericht und beein-
flusst das staatliche Handeln durch Vorstösse. Zur Umsetzung der ins Gesamtsteu-
erungssystem integrierten Steuerung der Beteiligungen sind für den Kantonsrat zwei 
Instrumente vorgesehen: 
− der vorliegende Planungsbericht Beteiligungsstrategie (Planung), 
− ein jährlicher Bericht über die Umsetzung der Beteiligungsstrategie (Berichter-

stattung im Rahmen des Jahresberichts Teil II). 
 
In der Beteiligungsstrategie zeigt der Regierungsrat seine strategischen Überlegun-
gen in Bezug auf die Beteiligung des Kantons an einzelnen Organisationen auf. Die 
Beteiligungsstrategie orientiert sich an der Kantonsstrategie. Für jede einzelne Or-
ganisation werden Ausführungen zum Risiko, zu den strategischen Zielen, welche 
mit der Beteiligung verfolgt werden, zur Art und zum Umfang der Kantonsbeteili-
gung, zu finanziellen Aspekten und zu den obersten Führungsorganen gemacht. 
Grundlage dafür bilden einerseits die Eignerstrategien und anderseits die Fakten-
blätter, welche als Grundlage für die Berichterstattung über die Umsetzung der Be-
teiligungsstrategie dienen. In die Betrachtung der vorliegenden Beteiligungsstrategie 
sind total 52 Beteiligungen eingeflossen, wovon für 24 Beteiligungen eine Eigner-
strategie definiert werden musste. Drei Organisationen sind in der Risikoeinteilung A 
(hohes Risiko), zwölf Organisationen in der Risikoeinteilung B (mittleres Risiko) und 
37 Organisationen in der Risikoeinteilung C (tiefes Risiko) eingestuft. 
 
Zurzeit beabsichtigt der Regierungsrat, unter geeigneten Bedingungen lediglich die 
Beteiligung an der Sportanlage Würzenbach AG nicht weiter zu halten. Die übrigen 
Beteiligungen plant er beizubehalten. 
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Der Regierungsrat des Kantons Luzern an den Kantonsrat 

 
 
 
Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir unterbreiten Ihnen mit dieser Botschaft den Entwurf eines Kantonsratsbeschlus-
ses über die Genehmigung der Beteiligungsstrategie. Diese hat die Form eines Pla-
nungsberichtes gemäss § 77 Absatz 1c des Kantonsratsgesetzes vom 28. Juni 
1976 (KRG; SRL Nr. 30). Die Beteiligungsstrategie enthält die strategischen Vorga-
ben für die Gesamtheit der Beteiligungen des Kantons. 

1 Einleitung 
Der Kanton Luzern hat im Jahr 2012 zur Steuerung der Beteiligungen des Kantons 
die Public-Corporate-Governance-Gesetzgebung erlassen (vgl. Mantelerlass PCG 
gemäss B 33 vom 28. Februar 2012, vgl. Gesetzessammlung 2012, S. 247). Diese 
ist seit dem 1. Januar 2013 in Kraft. In deren Grundsätzen legte er auch die Instru-
mente zur Steuerung von Organisationen mit kantonaler Beteiligung fest. Es sind 
dies die Eignerstrategien, die Beteiligungsstrategie und der Bericht über die Umset-
zung der Beteiligungsstrategie. Die Beteiligungsstrategie des Kantons wurde Ihrem 
Rat erstmals im Jahr 2014 vorgelegt (B 104 über die Beteiligungsstrategie des Kan-
tons vom 18. Februar 2014). Im Jahr 2017 folgte der zweite Planungsbericht zur 
kantonalen Beteiligungsstrategie (B 91 über die Beteiligungsstrategie 2018 vom 27. 
Juni 2017). Ihr Rat hat diese Beteiligungsstrategie 2018 am 30. Oktober 2017 ge-
nehmigt und folgende Bemerkungen an unseren Rat überwiesen (vgl. Kantons-
ratsprotokoll vom 30. Oktober 2017 über B 91 Beteiligungsstrategie 2018): 
1. Der Regierungsrat soll Grundsätze für die Einsitznahme in Gremien definieren 

und umsetzen. 
2. Der Regierungsrat formuliert bei der nächsten Aktualisierung der Eignerstrate-

gien eine rund 30-Prozent-Vertretung der Geschlechter in den obersten Lei-
tungsgremien. Wo dies nicht erreicht werden kann, ist die Abweichung durch die 
Leitungsorgane zu begründen.  

 
Die von Ihrem Rat an unseren Rat überwiesene Bemerkung 1 wird bereits umge-
setzt. Die Einsitznahme in strategische Leitungsorgane von Organisationen, an de-
nen der Kanton beteiligt ist, ist in verschiedenen Gesetzen geregelt und bereits gut 
verankert. Weiter gehende Grundsätze erachten wir nicht als zielführend, weshalb 
wir auf zusätzliche Bestimmungen in der Beteiligungsstrategie verzichten. Eine aus-
führliche Beschreibung zu den geltenden Gesetzen betreffend die Grundsätze für 
die Einsitznahme in Gremien erfolgt in Kapitel 2.3. 
 
Die von Ihrem Rat an unseren Rat überwiesene Bemerkung 2 wurde in der Form ei-
ner Vorgabe in die Eignerstrategien aufgenommen und ist somit umgesetzt. Die 
Vorgabe ist für Mehrheitsbeteiligungen verbindlich. Bei Minderheitsbeteiligungen der 
Risikoklasse A und B mit Ausnahme der Zentralschweizer BVG- und Stiftungsauf-
sicht (ZBSA) wurde die Vorgabe ebenfalls in die Eignerstrategien aufgenommen. 
Bei diesen Organisationen kann der Kanton aber lediglich auf die Umsetzung der 
Vorgaben hinwirken, da die übrigen Eigner für das Anliegen gewonnen werden müs-
sen. Bei der Zentralschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht (ZBSA) wurde auf die 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/30
https://srl.lu.ch/app/de/change_documents/251
https://www.lu.ch/downloads/lu/kr/botschaften/2011-2015/b_104.pdf
https://www.lu.ch/-/klu/ris/cdws/document?fileid=3767f819cb06470a977673512277a2da
https://www.lu.ch/-/klu/ris/cdws/document?fileid=7104ecd4316c469f9b81df4ac3b6fad3
https://www.lu.ch/-/klu/ris/cdws/document?fileid=7104ecd4316c469f9b81df4ac3b6fad3
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Vorgabe verzichtet, weil sich der gesamte Stiftungsrat aus jeweils einem Regie-
rungsmitglied der Konkordatskantone zusammensetzt und von Amtes wegen darin 
vertreten ist (vgl. Konkordat über die Zentralschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht, 
SRL Nr. 200a). Die Berichterstattung über die 30-Prozent-Vertretung der Ge-
schlechter in den obersten Leitungsgremien wird erstmals mit der Berichterstattung 
über die Umsetzung der Beteiligungsstrategie 2021 erfolgen. Die diesbezüglichen 
Grundlagen werden in Kapitel 2.4 erläutert. 
 
Zusätzlich zu den von Ihrem Rat überwiesenen Bemerkungen haben wir Bestim-
mungen hinsichtlich der Zielerreichung der Klimaneutralität sowie Bestimmungen 
zur Wahl oder Wiederwahl eines Mitglieds in ein strategisches Leitungsorgan in die 
Beteiligungsstrategie integriert. Die Umsetzung dieser Bestimmungen ist ebenfalls 
in Kapitel 2.4 beschrieben. 

2 Beteiligungen des Kantons Luzern 

2.1 Auslagerung von Aufgaben 
Verschiedenste kantonale öffentliche Aufgaben werden nicht mehr durch die kanto-
nale Verwaltung selbst erfüllt, sondern an Personen oder Organisationen des öffent-
lichen oder privaten Rechts übertragen. Der Kanton übernimmt für diese Aufgaben 
nach wie vor die Gewährleistungsverantwortung, auch wenn er ihre Erfüllung an Or-
ganisationen mit kantonaler Beteiligung oder an weitere Leistungserbringer übertra-
gen hat. 
 
Für die Erfüllung von ausgelagerten Aufgaben kann der Kanton gemäss § 14 Ab-
satz 2 der Kantonsverfassung (KV; SRL Nr. 1) Organisationen des öffentlichen und 
des privaten Rechts schaffen oder sich daran beteiligen. Die Beteiligung an rechtlich 
selbständigen Organisationen, denen er kantonale Aufgaben überträgt, erfolgt mit-
tels Finanz- oder Sacheinlagen und mittels Einsitz im strategischen Leitungsorgan 
(§ 46 Abs. 1 Organisationsgesetz, OG; SRL Nr. 20). Bei Organisationen des öffentli-
chen Rechts kann es sich um öffentlich-rechtliche Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen handeln. Bei den Organisationen des privaten Rechts kommen grund-
sätzlich Aktiengesellschaften, Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genossen-
schaften und Vereine in Frage. 
 
Nicht Gegenstand der Corporate Governance (PCG) sind öffentliche Aufgaben, die 
von der kantonalen Verwaltung oder den Gerichten selber erfüllt werden, Empfänge-
rinnen und Empfänger von Finanzhilfen sowie Beteiligungen im Finanzvermögen. 
Ihnen wird keine kantonale Aufgabe übertragen, weshalb sich in Bezug auf diese 
Aufgaben keine Fragen zu Unternehmenszielen und -führung stellen. 
 
Eine erhebliche Anzahl öffentlicher Aufgaben wird von Personen und Organisatio-
nen des öffentlichen oder des privaten Rechts erbracht, an denen der Kanton nicht 
beteiligt ist. Solche Leistungserbringer ausserhalb der Verwaltung und ausserhalb 
der Public Corporate Governance erhalten auf der Grundlage von Leistungsverein-
barungen Abgeltungen im Sinn von § 3 des Staatsbeitragsgesetzes vom 17. Sep-
tember 1996 (SRL Nr. 601). Solche Staatsbeiträge an Leistungserbringer gilt es im 
Rahmen des Beitragscontrollings zweckmässig zu steuern und zu kontrollieren. 
 
Das Beitragscontrolling findet auch Anwendung bei Organisationen, an denen der 
Kanton beteiligt ist. Sie erbringen ihre Leistung ebenfalls gestützt auf eine Leis-

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/200a
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/1
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/20
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/601
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tungsvereinbarung. In der PCG-Systematik werden diese Organisationen des öffent-
lichen oder des privaten Rechts als Beteiligungen behandelt. Die Steuerungsinstru-
mente für die übrigen Leistungserbringer kommen ebenfalls zur Anwendung. Abbil-
dung 1 bietet einen Überblick über die PCG-Systematik des Kantons Luzern. 
 

 
Abb. 1: PCG-Systematik Kanton Luzern 

2.2 Rechtsgrundlagen 
Der vorliegenden Beteiligungsstrategie liegen die gesetzlichen Bestimmungen über 
die Public Corporate Governance des Kantons Luzern zugrunde (Mantelerlass PCG 
vom 10. September 2012). 
 
Nach § 4 Absatz 2c des Gesetzes über die Steuerung der Finanzen und Leistungen 
(FLG) vom 13. September 2010 (SRL Nr. 600) erstreckt sich das Controlling des 
Regierungsrates auch auf die Beteiligungen des Kantons an Organisationen des öf-
fentlichen und des privaten Rechts gemäss § 46 OG. Nach § 20c Absatz 3 FLG legt 
der Regierungsrat dem Kantonsrat die Beteiligungsstrategie alle vier Jahre als Pla-
nungsbericht gemäss § 77 Absatz 1c KRG zur Genehmigung vor. Der Kantonsrat 
kann zu einzelnen Teilen der Beteiligungsstrategie die Absicht des Regierungsrates 
bekräftigen oder ein abweichendes Vorgehen empfehlen (§ 79 Abs. 1 KRG). Im Be-
schluss können Sie unserem Rat für die weiteren Planungsarbeiten Aufträge ertei-
len. 
 
Der zeitliche Horizont der Strategie ist langfristig und beträgt rund zehn Jahre. Die 
Beteiligungsstrategie soll aber alle vier Jahre aktualisiert und insbesondere auf das 
jeweilige Legislaturprogramm abgestimmt werden. Die Grundlagen für die Beteili-
gungsstrategie bilden einerseits die Eignerstrategien und anderseits die Faktenblät-
ter. 
 
Am 11. November 2017 beschloss Ihr Rat die Änderung von § 20e FLG (vgl. Bot-
schaft B 64 über die Anpassung der finanzpolitischen Steuerung des Kantons vom 
2. November 2016), womit bei Minderheitsbeteiligungen mit tiefem Risiko auf die Er-
stellung einer Eignerstrategie verzichtet wird. Eines Faktenblatt wird jedoch weiter-
hin erstellt. 

https://srl.lu.ch/app/de/change_documents/251
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/600
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/20
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/30
https://www.lu-wahlen.ch/uploads/media/20161205_b_064.pdf
https://www.lu-wahlen.ch/uploads/media/20161205_b_064.pdf
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2.3 Grundsätze für die Einsitznahme in Gremien 
Bezugnehmend auf die von Ihrem Rat an unseren Rat überwiesene Bemerkung 1 
verweisen wir in der Tabelle 1 auf die gesetzlichen Bestimmungen, welche die Ein-
sitznahme in Gremien regeln. 
 
Gesetz § Grundsatz für Einsitznahme in Gremien 
Organisationsgesetz (OG, 
SRL Nr. 20) 

48 Ein Mitglied des Regierungsrates kann im stra-
tegischen Leitungsorgan von rechtlich selb-
ständigen Organisationen des öffentlichen 
Rechts Einsitz nehmen. In Organisationen pri-
vaten Rechts ist die Einsitznahme nur möglich, 
wenn es sich dabei um eine Stiftung, einen 
Verein, eine Genossenschaft oder eine ge-
mischtwirtschaftliche Aktiengesellschaft han-
delt. 
Die Einsitznahme kann an Angestellte des 
Kantons oder in Ausnahmefällen an Dritte dele-
giert werden. Dies wird jeweils im Einzelfall ent-
schieden und kann zum Beispiel aus fachlichen 
Überlegungen der Fall sein. 

Behördengesetz (BehG, 
SRL Nr. 50) 

4 Die Einsitznahme eines Mitglieds des Regie-
rungsrates in einem privatrechtlichen Unterneh-
men setzt die Ermächtigung durch den Gesam-
tregierungsrat voraus. Die Einsitznahme ist nur 
möglich, wenn sie im öffentlichen Interesse 
liegt. Der Regierungsrat meldet diese Fälle der 
Aufsichts- und Kontrollkommission. 

Gesetz über die Steue-
rung der Finanzen und 
Leistungen (FLG, SRL Nr. 
600) 

20c Die Beteiligungsstrategie zeigt auf, in welchen 
strategischen Leitungsorganen ein Mitglied des 
Regierungsrates oder der Staatsschreiber oder 
die Staatsschreiberin Einsitz nimmt. 

Verordnung zum Gesetz 
über die Steuerung der 
Finanzen und Leistungen 
(FLV, SRL Nr. 600a) 

27f Kriterien, mit welchen der Regierungsrat das 
Anforderungsprofil für strategische Leitungsor-
gane festlegen soll. 

Tab. 1: Gesetzliche Bestimmungen zur Regelung für die Einsitznahme in Gremien 

Nicht bei jeder Organisation, an der der Kanton beteiligt ist, bestehen spezialgesetz-
liche oder statutarische Bestimmungen, welche die Einsitznahme von Regierungs- 
und Kantonsratsmitgliedern sowie Kantonsangestellten regeln. Die obgenannten 
Gesetze schreiben denn auch keine solche Regelung in den Statuten oder Spezial-
gesetzen vor. Es gibt Organisationen, vor allem aus der Risikogruppe C, bei denen 
im strategischen Leitungsorgan ein Kantonsangestellter oder eine Kantonsange-
stellte Einsitz nimmt und keine gesetzlichen oder statutarischen Bestimmungen zur 
Einsitznahme vorliegen. Oftmals setzt das Anforderungsprofil der strategischen Lei-
tungsorgane spezifisches Fachwissen voraus. Dieses Fachwissen ist teilweise aus-
schliesslich bei kantonalen Angestellten zu finden. Daher drängt es sich für gewisse 
Einsitznahmen auf, einen Kantonsangestellten oder eine Kantonsangestellte beizu-
ziehen. Eine solche Einsitznahme ist im Sinn von § 48 Absatz 3 OG möglich. 
 
Somit ist die Einsitznahme in strategische Leitungsorgane von Organisationen, an 
denen der Kanton beteiligt ist, in verschiedenen Gesetzen gut verankert. Es ist ei-

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/20
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/50
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/600
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/600a
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nerseits definiert, dass der Regierungsrat Kriterien für das Anforderungsprofil strate-
gischer Leitungsorgane festlegen muss. Anderseits ist geregelt, in welchen Organi-
sationsformen ein Mitglied des Regierungsrates Einsitz nehmen kann und dass 
diese Einsitznahme auch an Kantonsangestellte delegiert werden kann. Mit den ge-
nannten gesetzlichen Regelungen wird die Einsitznahme in die strategischen Lei-
tungsorgane der Organisationen, an denen der Kanton beteiligt ist, grundlegend 
festgelegt. 
 
Zusammengefasst kann die geforderte Zielsetzung aus der Bemerkung 1 Ihres Ra-
tes, wie oben ausgeführt, mit den bestehenden Gesetzesgrundlagen erfüllt werden. 
Kantonsangestellte, die nicht aufgrund gesetzlicher oder statutarischer Bestimmun-
gen in strategischen Leitungsgremien vertreten sind, werden in der Regel aus fachli-
chen Überlegungen in die entsprechenden Organe gewählt. In diesen Fällen ist im-
mer das Anforderungsprofil gemäss § 27f FLV massgebend. Das Erstellen von wei-
teren Grundsätzen bezüglich der Einsitznahme in strategische Leitungsorgane er-
achten wir nicht als zielführend. 

2.4 Kantonale Beteiligungspolitik 
Der Kanton Luzern hat Teile seiner Aufgaben an Personen oder Organisationen des 
öffentlichen oder privaten Rechts übertragen. In diesen Fällen ist der Staat sowohl 
Eigner wie auch Gewährleister. Als Eigner ist der Staat primär an Effizienz und 
Wertsteigerungen interessiert, als Leistungsbesteller an einer gesicherten effizien-
ten und effektiven Leistungserfüllung. Die Basis zur Erreichung dieser Ziele ist mit 
den gesetzlichen Grundlagen aus dem Mantelerlass PCG gegeben (vgl. Kap. 2.2). 
 
Mit den Eignerstrategien, als wichtigstes Führungs- und Steuerungsinstrument des 
Staates, legt der Staat seine Absichten fest, welche er als Mehrheits- oder Minder-
heitseigner verfolgt. Auf dieser Grundlage definiert der Kanton aus seiner Sicht lang-
fristige Ziele (Eignerziele). Die Eignerstrategien wurden erstmals im Jahr 2013 er-
stellt. Mit der Überarbeitung der Eignerstrategien im Jahr 2017 wurde in erster Linie 
beabsichtigt, den administrativen Aufwand zu reduzieren, die Einflussnahme effi-
zient zu gestalten und die risikobasierte Steuerung zu verstärken. Wie in Kapitel 2.2 
erwähnt wurde, wird im Hinblick auf die risikobasierte Steuerung und aus Effizienz-
gründen bei Minderheitsbeteiligungen mit C-Risiko auf die Erstellung einer Eigner-
strategie verzichtet. Für diese Beteiligungen wird weiterhin ein Faktenblatt (Grund-
lage für den Bericht über die Umsetzung der Beteiligungsstrategie) erstellt, was im 
Sinn eines Controllings ausreicht. Mit der Überarbeitung der Eignerstrategien im 
Jahr 2021 wurden somit 24 Eignerstrategien aktualisiert. 
 
Der Fokus in der Steuerung und Kontrolle der Organisationen mit kantonaler Beteili-
gung lieg darauf, möglichst effizient Einfluss zu nehmen, eine optimale Kontrolle und 
Aufsicht aufrechtzuerhalten und die risikobasierte Steuerung weiter zu optimieren. 
Das Prinzip von bestimmten standardmässigen Vorgaben für die Bereiche Führung, 
Kontrolle, Effizienz und Transparenz wurde beibehalten.  
 
Im Bereich Führung wird von den obersten strategischen Leitungsorganen weiterhin 
erwartet, dass sie für die Umsetzung der Eignerstrategie besorgt sind und die in Ge-
setzen und Statuten umschriebenen Aufgaben sorgfältig ausführen. Neu wird bei al-
len Eignerstrategien mit Ausnahme der Zentralschweizer BVG- und Stiftungsauf-
sicht (ZBSA) aufgrund der von Ihrem Rat überwiesenen Bemerkung 2 standardmäs-
sig eine Begründung von den obersten Leitungsgremien erwartet, wenn nicht beide 
Geschlechter zu mindestens 30 Prozent im obersten strategischen Leitungsorgan 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/600a
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vertreten ist. Das Reporting zu dieser Bestimmung erfolgt erstmals mit dem Bericht 
über die Umsetzung der Beteiligungsstrategie 2021. Für das Sozialversicherungs-
zentrum (SoVZ) WAS, die Luzerner Psychiatrie, das Luzerner Kantonsspital AG, die 
Gebäudeversicherung Luzern sowie den Verkehrsverbund Luzern hat unser Rat zu-
dem eine weiter gehende Bestimmung in Bezug auf die Wahl und Wiederwahl in 
das oberste strategische Leitungsorgan erlassen. Bei diesen Organisationen müs-
sen Kandidatinnen und Kandidaten vor der Wahl oder Wiederwahl in ein entspre-
chendes strategisches Leitungsorgan neu einen Betreibungs- und Strafregisteraus-
zug einreichen. 
 
Im Bereich Kontrolle wird weiterhin insbesondere die jährliche Berichterstattung 
über den Geschäftsverlauf und die Erreichung der Eignerziele durch das strategi-
sche Leitungsorgan vorgegeben. Im Bereich Effizienz sollen die Prozessabläufe im 
Einzelnen weiter hinterfragt und optimiert und vorhandene Ressourcen effizient ein-
gesetzt werden. Die standardisierten Vorgaben im Bereich der Transparenz wurden 
ebenfalls beibehalten. Unser Rat erwartet weiterhin, dass er vom obersten strategi-
schen Leitungsorgan über den Ablauf der Strategiefindung sowie in der Folge über 
die Unternehmensstrategie informiert wird. Die einzelnen Jahresberichte sollen auf 
der jeweiligen Unternehmenswebseite veröffentlicht werden. In den Geschäftsbe-
richten sollen zudem die Gesamtsumme der Entschädigung an die Mitglieder der 
strategischen Leitungsorgane und an die Mitglieder der Geschäftsleitung sowie die 
Entschädigungen für die Leiterinnen und Leiter dieser Organe ausgewiesen werden. 
Darüber hinaus gelten die Vorgaben zur maximalen Verschuldung gemäss § 20e 
Absätze 3 und 4 FLG für konsolidierte Einheiten mit wesentlicher Investitionstätig-
keit weiterhin. 
 
Für Schlüsselbeteiligungen öffentlichen Rechts und für Beteiligungen mit einer ver-
gleichsweise hohen Bautätigkeit beziehungsweise einem massgeblichen Immobi-
lienpark wurden neu klimapolitische Vorgaben gemacht. Von diesen Organisationen 
erwartet unser Rat einen Bericht, der aufzeigt, mit welchen Massnahmen das Ziel 
der Klimaneutralität erreicht werden kann. Die Berichterstattung erfolgt je nach 
Grösse der Beteiligung und der Möglichkeit zur Einflussnahme entweder in Form ei-
nes separaten Klimaberichtes oder in Form eines entsprechenden Abschnitts im 
Jahresbericht. Falls die Berichterstattung mittels Klimabericht erfolgt, erwartet unser 
Rat bis Mai 2023 einen Entwurf und bis Mai 2025 einen definitiven Klimabericht. Die 
Berichterstattung mittels Geschäftsbericht ist niederschwelliger und erfolgt erstmals 
mit dem Jahresabschluss 2021. Die Tabelle 2 gibt eine Übersicht, von welchen Or-
ganisationen die Berichterstattung in welcher Form verlangt wird. 
 
Berichterstattung mittels Klimabericht 
Luzerner Kantonsspital AG 
Gebäudeversicherung Luzern 
Luzerner Kantonalbank AG 
Verkehrsverbund Luzern 
Luzerner Pensionskasse 
Hochschule Luzern 
 
Berichterstattung mittels Geschäftsbericht 
Luzerner Psychiatrie 
Pädagogische Hochschule Luzern 
Universität Luzern 
Lustat Statistik Luzern 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/600
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Zweckverband Grosse Kulturbetriebe 
Stiftung Brändi 
Stiftung für Schwerbehinderte Luzern SSBL 
Jugenddorf St. Georg Bad Knutwil 
Speicherbibliothek AG 
Landwirtschaftliche Kreditkasse 
WAS Wirtschaft Arbeit Soziales 
Zentralschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht ZBSA 
Trägerstiftung Kultur- und Kongresszentrum am See 

Tab. 2: Vorgaben zur Klimaberichterstattung 

2.5 Bezug zur Kantonsstrategie 
Die Kantonsstrategie ist das oberste Planungsinstrument des Regierungsrates. Sie 
enthält die wichtigsten Leitsätze und Schwerpunkte für die kommenden zehn Jahre. 
Mit Blick auf die Kantonsstrategie werden alle vier Jahre die politischen Ziele für die 
folgende Legislaturperiode festgelegt. Die aktuellen Leitsätze lauten: 
− Luzern steht für Lebensqualität, 
− Luzern steht für Innovation, 
− Luzern steht für Zusammenhalt, 
− Luzern steht für Nachhaltigkeit. 
 
In der «Kantonsstrategie ab 2019» wurden aus den vier Leitsätzen sechs Schwer-
punkte für die Kantonsentwicklung abgeleitet: 
− Wir bauen eine Zukunft für das Luzerner Kantonsspital. 
− Wir räumen dem Schutz der Bevölkerung eine hohe Priorität ein. 
− Wir sichern die Mobilität langfristig und grossräumig.  
− Wir vernetzen zukunftsfähige Bildungs-, Ausbildungs- und Arbeitsangebote. 
− Wir sind Pioniere des digitalen Wandels in der öffentlichen Verwaltung und tra-

gen dazu bei, dass die Einwohnerinnen und Einwohner des Kantons Luzern die 
digitale Gesellschaft aktiv mitgestalten können. 

− Wir pflegen einen fairen Ausgleich zwischen den Staatsebenen, den funktiona-
len Räumen und den Regionen. 

 
Wo öffentliche Aufgaben ausgelagert sind, wurden die Schwerpunkte für die Kan-
tonsentwicklung soweit möglich in den entsprechenden Eignerstrategien berücksich-
tigt. Inhalte aus dem Schwerpunkt «Wir bauen eine Zukunft für das Luzerner Kan-
tonsspital» sind beispielsweise in die Eignerstrategie des Luzerner Kantonsspitals 
eingeflossen. Inhalte aus «Wir sichern die Mobilität langfristig und grossräumig» 
sind in der Eignerstrategie des Verkehrsverbundes Luzern wiederzufinden. 

2.6 Übersicht Organisationen mit kantonaler Beteiligung 
Im Beteiligungsspiegel gemäss § 41 Absatz 1d FLG sind per Ende 2020 52 Unter-
nehmen von unterschiedlicher Grösse und strategischer Bedeutung aufgeführt (vgl. 
Jahresbericht 2020 B 72b vom 20. April 2021, S. 344 und 345). Die nachstehende 
Übersicht baut inhaltlich auf dem Beteiligungsspiegel 2020 auf. Im Vergleich zur 
Übersicht über die Organisationen mit kantonaler Beteiligung, welche sich in der Be-
teiligungsstrategie 2018 befindet, sind folgende Änderungen zu verzeichnen: 
− Abgang der Beteiligungen an der Ausgleichskasse und an der Familienaus-

gleichskasse. 
− Zugang der Beteiligung am Sozialversicherungszentrum WAS Wirtschaft Arbeit 

Soziales. Der Kanton Luzern wählt den Gesamtverwaltungsrat und ist zudem mit 
einem Regierungsmitglied im Verwaltungsrat vertreten. 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/600
https://www.lu.ch/-/klu/ris/cdws/document?fileid=f1674783c5d74004889888736140d241
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− Zugang der Beteiligung an der Cantosana AG. Der Kanton Luzern ist zu 
10,7 Prozent am Aktienkapital beteiligt (rund 14'100 Fr.). Zudem stellt der Kan-
ton eines von acht Verwaltungsratsmitgliedern. 

− Zugang der Beteiligung an der Stiftung Geistliche Musik an der Jesuitenkirche. 
Der Kanton Luzern ist mit einem Mitglied im sechsköpfigen Stiftungsrat vertre-
ten. 

− Zugang der Beteiligung an der Swiss Library Service Plattform (SLSP). Der Kan-
ton Luzern ist mit 7,69 Prozent am Aktienkapital beteiligt (rund 40'000 Fr.) und 
mit einem Mitglied im siebenköpfigen Verwaltungsrat vertreten. 

− Zugang der Beteiligung am Verein eHealth-Zentralschweiz. Der Kanton Luzern 
ist mit einem Mitglied im zehnköpfigen Vorstand vertreten. 

− Neue Risikokategorie der Trägerstiftung Kultur und Kongresszentrum am See 
(von C neu auf B) und der Stiftung Berufsbildung Gesundheit Zentralschweiz 
(von B neu auf C). 

 
Tab. 3: Übersicht über die Organisationen mit kantonaler Beteiligung 

Bezeichnung Risiko- 
kategorie 

Art der Be-
teiligung* 

Cantosana AG C F/E 
Dr.-Josef-Schmid-Stiftung C E 
Europaforum Luzern C E 
Gebäudeversicherung Luzern B E 
Hochschule Luzern B E 
Innerschweizer Kulturstiftung C E 
InNET Monitoring AG C F/E 
Interkantonale Polizeischule Hitzkirch C E 
Jugenddorf St. Georg Bad Knutwil C E 
Landwirtschaftliche Kreditkasse B F/E 
Lustat Statistik Luzern C E 
Luzern Bäuerliche Bürgschaftsstiftung C E 
Luzerner Jugendstiftung C E 
Luzerner Kantonalbank AG A F 
Luzerner Kantonsspital AG A F/E 
Luzerner Pensionskasse A E 
Luzerner Psychiatrie B F/E 
Pädagogische Hochschule Luzern B E 
Raumdatenpool Kanton Luzern C F/E 
Roman Fischer-Stiftung C E 
Schweizer Bibliotheksdienst Genossenschaft C F 
Schweizer Salinen AG C F/E 
Schweizerische Nationalbank C F 
SelFin Invest AG C F/E 
Speicherbibliothek AG C F/E 
Spitalstiftung Paul und Gertrud Fischbacher-Labhardt C E 
Sportanlagen Würzenbach AG C F/E 
St. Charles Hall-Stiftung Paul und Gertrud Fischba-
cher-Labhardt 

C E 

Stiftung Berufsbildung Gesundheit Zentralschweiz C E 
Stiftung Brändi B E 
Stiftung für Schwerbehinderte Luzern SSBL B E 
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Stiftung Geistliche Musik an der Jesuitenkirche C E 
Stiftung interkantonale Försterschule Lyss C E 
Stiftung Lucerne Festival C E 
Stiftung Schloss Wyher C E 
Stiftung Verkehrshaus der Schweiz C E 
Stiftung Wirtschaftsförderung Luzern C F/E 
Swiss Library Service Plattform SLSP C F/E 
Swisslos Interkantonale Landeslotterie C E 
Swissmedic, Schweizerisches Heilmittelinstitut C F 
TMF Extraktionswerk AG C F/E 
Trägerstiftung Kultur- und Kongresszentrum am See B E 
Universität Luzern B E 
Verein eHealth-Zentralschweiz C E 
Verein Kooperative Speicherbibliothek Schweiz C E 
Vereinigung Pro Heidegg C E 
Verkehrsverbund Luzern B E 
WAS Wirtschaft Arbeit Soziales B E 
Wässermatten Stiftung C E 
Zentralschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht B E 
Zweckverband für institutionelle Sozialhilfe und Ge-
sundheitsförderung 

C E 

Zweckverband Grosse Kulturbetriebe C E 
* F = finanziell, E = Wahl des obersten Leitungsorgans und/oder Einsitznahme 

3 Berichtsteil 
Wie bereits im Kapitel 2.4 ausgeführt, werden in den Eignerstrategien die Eigner-
ziele definiert. In den nachfolgenden Kapiteln 3.1 und 3.2 werden die strategischen 
Ziele aller Organisationen aus übergeordneter Sicht zusammenfassend wiedergege-
ben. Die einzelnen Eignerstrategien sind zentral auf der Webseite des Kantons Lu-
zern aufgeschaltet. Der entsprechende Link ist www.lu.ch/verwaltung/FD/Beteiligun-
gen. 
 
Im Vergleich zur Beteiligungsstrategie 2018 bleibt der Umfang der Aussagen zu den 
Organisationen mit kantonaler Beteiligung grösstenteils identisch. Es werden Aussa-
gen zur Risikobeurteilung sowie über die Strategie und deren Umsetzung gemacht. 
Die Art und der Umfang der Beteiligung werden dargelegt. Es werden Eckwerte zur 
Jahresberichterstattung sowie zu den obersten Führungsorganen aufgezeigt. Das 
Prinzip der risikobasierten Steuerung bei Organisationen mit kantonaler Beteiligung 
wird weiterhin angewendet. Bei Minderheitsbeteiligungen mit tiefem Risiko wird auf 
die Erstellung einer Eignerstrategie verzichtet. Daher sind die Informationen zu die-
sen Beteiligungen in der vorliegenden Beteiligungsstrategie weniger umfangreich 
und basieren auf dem jährlich von allen Organisationen auszufüllenden Faktenblatt. 
 
Risiko 
Die Risikoeinteilung (A: hohes Risiko, B: mittleres Risiko, C: tiefes Risiko) zeigt auf,  
welche Bedeutung die Risiken bei einer Beteiligung für den Kanton haben. Massge-
blich für die Risikobewertung ist einerseits die Eintretenswahrscheinlichkeit und an-
dererseits die potenzielle Schadenhöhe. Die Schadenhöhe umfasst nicht nur die fi-
nanziellen, sondern auch die politischen Auswirkungen, beispielsweise bei einem 
Abbau von Arbeitsplätzen. 

http://www.lu.ch/verwaltung/FD/Beteiligungen
http://www.lu.ch/verwaltung/FD/Beteiligungen
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Für die einzelnen Beteiligungen werden die Überlegungen und Begründungen auf-
gezeigt, die der Risikoeinteilung zugrunde liegen. Weiter wird ausgeführt, wie sich 
die Risikoeinschätzungen gegenüber dem Vorjahr verändert haben. Zudem werden 
die Hauptrisiken für Beteiligungen mit A- und B-Risiko ausgewiesen und welche 
Massnahmen im Hinblick auf die Risikominimierung im Berichtsjahr vorgenommen 
wurden. Im Aufgaben- und Finanzplan sind die Konsequenzen der Risikominimie-
rung jeweils in die Planung eingeflossen. 
 
Nicht alle Organisationen mit kantonaler Beteiligung bedürfen einer gleich starken 
Steuerung. Eine Organisation mit hohem Risiko oder grosser politischer Wichtigkeit 
(Schlüsselbeteiligungen) für den Kanton soll intensiver betreut werden als andere. 
Die Geschäftsberichte solcher Schlüsselbeteiligungen werden unserem Rat zur 
Kenntnisnahme vorgelegt. Es sind dies: Die Luzerner Pensionskasse, die Hoch-
schule Luzern und die Luzerner Kantonalbank AG (vgl. § 20h Abs. 2 FLG und § 27a 
Abs. 3 Verordnung zum Gesetz über die Steuerung der Finanzen und Leistungen 
vom 17. Dezember 2010, FLV; SRL Nr. 600a). 
 
Bei den Mehrheitsbeteiligungen an öffentlich-rechtlichen Organisationen hat unser 
Rat weiter gehende Kompetenzen und eine grössere Verantwortung. Von diesen 
Organisationen werden die Geschäftsberichte unserem Rat zur Genehmigung vor-
gelegt (gemäss § 20h Abs. 1 FLG): Luzerner Kantonsspital, Gebäudeversicherung 
Luzern, Luzerner Psychiatrie, Pädagogische Hochschule Luzern, Universität Luzern, 
Lustat Statistik Luzern und Zweckverband Grosse Kulturbetriebe Kanton Luzern. 
 
Das Sozialversicherungszentrum (SoVZ) WAS Wirtschaft Arbeit Soziales stellt be-
teiligungsrechtlich einen Spezialfall dar, indem der Kanton trotz der Bestimmung 
sämtlicher Verwaltungsratsmitglieder durch unseren Rat zur Durchsetzung seiner 
Interessen auf die Kooperation mit dem Bund angewiesen ist, und der Bund auch 
eine weitgehende Aufsicht über das SoVZ ausübt. Das SoVZ ist daher als Minder-
heitsbeteiligung des öffentlichen Rechts in die PCG-Systematik einzuordnen. Unser 
Rat ist somit nicht für die Genehmigung des Geschäftsberichtes des SoVZ zustän-
dig, er nimmt jedoch vom Geschäftsbericht Kenntnis. 
 
Bei den übrigen Organisationen mit kantonaler Beteiligung erfolgt die Kenntnis-
nahme vom Geschäftsbericht auf Departements- oder Dienststellenebene. 
 
Strategie 
In den Eignerstrategien (Faktenblättern) wie auch in der Beteiligungsstrategie 2018 
sind die Strategien definiert, welche wir mit den Beteiligungen verfolgen. Im vorlie-
genden Bericht wird nun darüber informiert, wie die Organisationen, an denen der 
Kanton beteiligt ist, unsere Strategien umgesetzt haben und welche Massnahmen 
weiter geplant sind. Sollte eine Neuformulierung der strategischen Ziele erforderlich 
sein, wird dies ebenfalls vermerkt. Der Grad der Umsetzung der strategischen Ziele 
wird zusätzlich mit einer Zahl zwischen eins und zehn ausgedrückt (1 = Strategie 
nicht umgesetzt, 10 = Strategie umgesetzt). Schliesslich wird auch ausgewiesen, ob 
und in welcher Form die Berichterstattung über die Massnahmen zur Erreichung der 
Klimaneutralität verlangt wird (separater Klimabericht oder entsprechender Abschnitt 
im Jahresbericht). 
  

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/600a
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Art und Umfang 
Unter Basisinformationen und Art und Umfang wird aufgezeigt, ob es sich um eine 
finanzielle Beteiligung und/oder eine Einsitznahme handelt. Es wird die Rechtsform 
aufgeführt, die Höhe des Aktien- oder des Dotationskapitals und der prozentuale 
Anteil des Kantons am Kapital. 
 
Finanzielles 
Der Teil «Finanzielles» gibt einen Überblick darüber, wie sich der Aufwand und der 
Ertrag der Organisationen über die letzten vier Jahre entwickelt haben, und es wer-
den Prognosen für die nähere Zukunft abgegeben. Falls die Zahlen für das Jahr 
2020 bereits von der Revisionsstelle geprüft vorliegen, werden diese aufgeführt. 
Wenn das nicht der Fall ist, bleibt die Rubrik für das Jahr 2020 leer. 
 
Ebenfalls werden allfällige Zahlungsströme der letzten vier Jahre zwischen dem 
Kanton und der Organisation aufgezeigt. In den Zahlungsflüssen sind alle Geldzu- 
und Geldabflüsse ausgewiesen. Einnahmenseitig sind dies beispielsweise Dividen-
denzahlungen, Mietzinseinnahmen, Beratungshonorare oder Materialverkäufe. Aus-
gabenseitig sind es grösstenteils Geldabflüsse aus Transferaufwänden. Die Geldab-
flüsse an das SoVZ sind mit Vorsicht zu betrachten, da diese brutto gezeigt werden 
(ohne Abzug der Bundes- und Gemeindebeiträge). Die Geldabflüsse an die Pensi-
onskasse beinhalten zusätzlich zu den Abrechnungen für die Kernverwaltung insbe-
sondere auch Abrechnungen für die Spitäler, die Hochschule Luzern und die Löhne 
von Lehrpersonen der Gemeinden. 
 
Für die C-Beteiligungen werden nur die Zahlungsströme ausgewiesen. Die Finanz-
zahlen und deren Beurteilung werden aufgrund des niedrigen Risikos weggelassen. 
 
Oberstes Führungsorgan 
Zu den Aufgaben des strategischen Leitungsorgans gehören unter anderem die Lei-
tung der Organisation im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben und die Umsetzung 
der Eignerstrategie unseres Rates. In der nachfolgenden Übersicht wird über perso-
nelle Veränderungen informiert, und die Kantonsvertreterinnen und -vertreter, die 
Einsitz in die jeweiligen strategischen Leitungsorgane nehmen, werden aufgeführt. 
Die Regelung, dass beide Geschlechter zu mindestens 30 Prozent im obersten stra-
tegischen Leitungsorgan vertreten sein soll, wurde erstmals mit den Eignerstrate-
gien 2021 für Mehrheitsbeteiligungen und Minderheitsbeteiligungen mit A- und B- 
Risiko (Ausnahme ZBSA) erlassen. Das Reporting erfolgt erstmals mit dem Jahres-
abschluss 2020 im Rahmen der Berichterstattung über die Umsetzung der Beteili-
gungsstrategie. 
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3.1 Organisationen des öffentlichen Rechts 

3.1.1 Mehrheitsbeteiligungen des öffentlichen Rechts 

3.1.1.1 Gebäudeversicherung Luzern 
 
Risiko  
Risikokategorie B 
Begründung Ein Grossteil des risikotragenden Kapitals sind Ka-

pitalanlagen. Diese sind am Kapitalmarkt investiert 
und somit Fluktuationen unterworfen. Die wieder-
holte Infragestellung des Gebäudeversicherungs-
monopols trägt ebenfalls zur Risikoeinschätzung 
bei.  

Veränderung zur letzten BS keine 
Hauptrisiken Gross- und Jahrhundertereignisse, negative Fi-

nanzmarktentwicklungen  
Massnahmen Schadensprävention, Rückversicherungsmassnah-

men, Anlagestrategie / Anlagereglement 
  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten 

− Schadenprävention und Intervention 
− Gewährleistung günstiger Versicherungsprä-

mien, die so anzusetzen sind, dass sie ausrei-
chen, die Schäden zu vergüten und einen genü-
genden Reservefonds zu unterhalten 

− Prämienrückerstattungen und Überschussab-
gabe an den Kanton bei gutem Geschäftsgang 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Das risikotragende Kapital (RTK) umfasst sämtli-

che Reserven und Rückstellungen, welche für den 
Ausgleich von Schwankungen im Bereich von 
Schäden und Kapitalanlagen notwendig sind. Ba-
sierend auf dem Risikobericht 2020 beträgt das an-
gestrebte RTK 866,8 Millionen Franken. Das ange-
strebte RTK wird per 31.12.2020 um rund 0,3 Pro-
zent knapp nicht erreicht.  

Grad der Umsetzung 8 
Massnahmen Durchführen von Prävention in verschiedenen Be-

reichen (Brandschutz, Wasserversorgung, Schutz 
vor Naturgefahren). Zusammensetzung und Bewirt-
schaftung von Anlagen nach dem bestehenden An-
lagereglement. 

  
Art und Umfang  
Rechtsform öffentlich-rechtliche Anstalt 
Einflussnahme − Der Regierungsrat wählt sämtliche Mitglieder der 

Verwaltungskommission. 
− Der Vorsteher oder die Vorsteherin des Justiz- 

und Sicherheitsdepartementes gehört der Ver-
waltungskommission von Amtes wegen an. 
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Zuständiges Departement JSD 
Zweck der Organisation Die Anstalt versichert alle im Kanton Luzern gele-

genen Gebäude gegen Feuer- und Elementarschä-
den. 

Kantonale Aufgabe Obligatorische Versicherung 
  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Ertrag (in Mio. Fr.) 103,7 50,5 109,8  
Aufwand (in Mio. Fr.) 91,0 56,7 76,2  
  
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 4,96 4,06 1,66 5,77 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 1,25 1,29 1,35 0,89 
  
Entwicklung/Prognose Die Prämienpolitik und die Kapitalstrategie sollen in 

Zusammenarbeit mit der Regierung überarbeitet 
werden. 

  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Andreas Frank (2018), Dieter Hässig 

(2018) 
Neuwahlen: Barbara Haas – Helfenstein (2019), 
Bruno Kuhn (2019), Roger Röösli (2019) 

Kantonsvertretung Paul Winiker, Regierungsrat 
 

3.1.1.2 Luzerner Psychiatrie 
 
Risiko  
Risikokategorie B 
Begründung Bei zu niedrigen Tarifen sind die Gewinnrückfüh-

rung und/oder die Investitionsfähigkeit gefährdet. 
Veränderung zur letzten BS keine 
Hauptrisiken Der Fachkräftemangel akzentuiert sich, trotz gros-

ser Anstrengungen seitens Luzerner Psychiatrie in 
die Aus- und Weiterbildung, zunehmend. 

Massnahmen Jährliche Prüfung der Jahresberichte durch den 
Regierungsrat, regelmässiger Austausch zwischen 
Spitalratspräsident, Direktor sowie der GSD-Depar-
tementsleitung, Verabschiedung der Immobilien-
strategie durch den Regierungsrat. 
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Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten.  

− Weiterentwicklung auf hohem Niveau. 
− Medizinische Fortschritte, ethische und wirt-

schaftliche Aspekte berücksichtigen und Zusam-
menarbeit mit andern Spitälern und psychiatri-
schen Diensten anstreben. 

− Versorgung gemeindenah und ambulant. 
− Bedarfsgerechte, regionale und sozialpsychiatri-

sche Dienste. 
Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Auf Kurs. Umsetzung der Strategie «lups2025». 
Grad der Umsetzung 8 
Massnahmen keine Besonderen 

 
Art und Umfang  
Rechtsform öffentlich-rechtliche Anstalt 
Gesellschaftskapital (Art) Dotationskapital 
Gesellschaftskapital (Höhe) 37,2 Millionen Franken 
Anteil Kanton 100 Prozent 
Einflussnahme − Der Kanton stellt 100 Prozent des Dotationskapi-

tals zur Verfügung. 
− Der Regierungsrat wählt sämtliche Mitglieder des 

Spitalrates. 
− Der Regierungsrat ist nicht im Spitalrat vertreten 

und dies ist auch nicht geplant. 
Zuständiges Departement GSD 
Zweck der Organisation Anbietung von stationären und ambulanten Leis-

tungen der Psychiatrie, insbesondere für Kantons-
einwohnerinnen und –einwohner. 

Kantonale Aufgabe Sicherstellung der Versorgung in der ambulanten 
und stationären Kinder-, Jugend- und Erwach-
senenpsychiatrie im Kantonsgebiet. 

  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Ertrag (in Mio. Fr.) 123,3 124,7 129,1 132,3 
Aufwand (in Mio. Fr.) 119,3 122,2 127,7 132,3 
  
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 4,1 4,1 5,4 2,0 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 49,7 42,9 42,3 60,4 
  
Entwicklung/Prognose Die tarifliche Situation hat sich im stationären Be-

reich (TARPSY), wo mit allen Krankenversicherern 
mittlerweile vertretbare Tarife ausgehandelt werden 
konnten, entspannt. Eine Herausforderung bleiben 
jedoch nach wie vor die nicht kostendeckenden Ta-
rife im ambulanten Bereich, die vom Kanton mittels 
gemeinwirtschaftlicher Leistungen subventioniert 
werden müssen. 
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Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Diverse Abgänge. 

Neuwahlen: Dora Bremgartner (2017), Bernhard 
Studer (2019), Christine von Wahlde-Burmeister 
(2019), Alexander Duss (2020), Jürg Meyer (2020), 
Urs Kneubühler (2021) 

Kantonsvertretung Alexander Duss, Rechtsdienst Departementssekre-
tariat GSD (Beisitz).  

 

3.1.1.3 Pädagogische Hochschule Luzern 
 
Risiko  
Risikokategorie B 
Begründung − Schwer zu prognostizierende Entwicklung der 

Studierendenzahlen 
− Mangels zur Verfügung stehender Räumlichkei-

ten erschwerte Expansion der pädagogischen 
Hochschule Luzern (PHLU) 

Veränderung zur letzten BS keine 
Hauptrisiken − Schwankende Studierendenzahl aufgrund der 

Konkurrenzsituation und des demografischen 
Wandels 

− Abhängigkeit von der Anzahl Studierende auf-
grund tiefer Grundfinanzierung 

Massnahmen Die Finanzierung für die Erweiterung und Erneue-
rung des Campus Horw ist gesichert. In einem 
nächsten Schritt erfolgt voraussichtlich im Jahr 
2023 die Teilzonenplanänderung der Standortge-
meinde Horw. Ab 2025 startet die Realisierungspla-
nung für den Bezug in das neue Gebäude ab 2029. 
 

  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten. 

− Angebot soll Lehrpersonenmangel verhindern 
bzw. reduzieren (auch Quereinsteiger/innen in 
den Lehrberuf fördern). 

− Förderung eines fortschrittlichen und attraktiven 
Volksschulsystems. 

− PH Luzern als Kompetenzzentrum für Pädago-
gik, Didaktik und für Schulmanagement etablie-
ren. 

− Die Angebote sollen den Bedürfnissen der Zent-
ralschweizer Schulen entsprechen. 

Veränderung zur letzten BS keine 
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Stand der Umsetzung Der Lehrpersonenmangel ist im Vergleich zu ande-
ren Kantonen wenig akut. Die PHLU arbeitet eng 
mit der Dienststelle Volksschulbildung zusammen 
und kooperiert mit Schulen. Die Etablierung des 
Kompetenzzentrums ist im Gang und die Anpas-
sung des Angebots an die Bedürfnisse der Schulen 
wird bei Bedarf laufend gemacht. 

Grad der Umsetzung 8 
Massnahmen Kontinuierliche fachliche Kooperation mit der 

Dienststelle Volksschulbildung sowie Unterstützung 
der PHLU auf regionaler und nationaler Ebene. 

  
Art und Umfang  
Rechtsform öffentlich-rechtliche Anstalt 
Einflussnahme − Der Regierungsrat wählt sämtliche Mitglieder des 

Rates der Pädagogischen Hochschule Luzern. 
− Der Vorsteher oder die Vorsteherin des Bil-

dungs- und Kulturdepartementes übernimmt von 
Amtes wegen den Vorsitz des Rates der Päda-
gogischen Hochschule. 

Zuständiges Departement BKD 
Zweck der Organisation Gewährleistung der Grund- und Zusatzausbildung 

sowie der Weiterbildung von Lehrerinnen und Leh-
rern (Volksschule, Sekundarstufe II, Heilpädagogik) 
und Förderung des Nachwuchses an Lehrerinnen 
und Lehrern. Berufsfeldbezogene Forschung zur 
Weiterentwicklung des kantonalen Schulwesens. 

Kantonale Aufgabe Bildungsförderung 
  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Ertrag (in Mio. Fr.) 64,9 65,1 66,6 70,3 
Aufwand (in Mio. Fr.) 66,9 67,4 67,8 69,0 
  
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 6,6 6,3 6,3 6,4 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 32,3 31,3 30,6 32,9 
  
Entwicklung/Prognose Der Trägerschaftsbeitrag des Kantons Luzern und 

die Pauschalen gemäss Fachhochschulvereinba-
rung werden künftig leicht erhöht. Aufgrund der in 
den Jahren 2017 bis 2019 erzielten Verlusten weist 
die PHLU zurzeit ein negatives Eigenkapital aus. 
Dieses konnte im Jahr 2020 reduziert werden. Der 
AFP 2022 – 2025 geht von einen positiven Eigen-
kapital ab 2022 aus. 
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Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Erna Müller Kleeb (2017), Reto Wyss 

(2019) 
Eintritte: Katharina Meile (2017), Marcel Schwerz-
mann (2019), Dr. Kathrin Krammer (mit beratender 
Stimme, 2020) 

Kantonsvertretung Marcel Schwerzmann, Regierungsrat. 
Die Leitung der Dienststellen Volksschulbildung so-
wie Hochschulbildung und Kultur sind mit beraten-
der Stimme im Rat der Pädagogischen Hochschule 
vertreten.  

 

3.1.1.4 Universität Luzern 
 
Risiko  
Risikokategorie B 
Begründung Risiko eines generellen Rückgangs der Studieren-

denzahlen aufgrund der demografischen Entwick-
lung. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Hauptrisiken − Hohe Abhängigkeit von den Studierendenzahlen. 

− Möglicher Einnahmenrückgang durch die Total-
revision der Interkantonalen Universitätsverein-
barung (IUV). 

Massnahmen Unterstützung und Beratung der Universität durch 
das Bildungs- und Kulturdepartement und der 
Dienststelle Hochschulbildung und Kultur. Vertre-
tung ihrer Anliegen auf nationaler Ebene (Fachkon-
ferenz, Hochschulrat, Plenarversammlung). 

  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten. 

− Intensivierung des Wissens-, Innovations- und 
Technologietransfers. 

− Kooperation und Koordination mit anderen Uni-
versitäten und Fachhochschulen, mit öffentlichen 
Leistungserbringern und mit Unternehmen. 

− Stärkung Region, Steigerung Standortattraktivi-
tät. 

− Abwanderung qualifizierter junger Menschen 
stoppen. 

Veränderung zur letzten BS keine 
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Stand der Umsetzung − Wissens-, Innovations- und Technologietransfer 
wird aktuell gestärkt. 

− Ausbau von Kooperation und Koordination, zum 
Beispiel im Bereich Wirtschaftswissenschaften, 
mit der Hochschule Luzern. 

− Laufende Stärkung der Region mit eigenfinan-
ziertem Ausbau der Universität. 

− Der Abwanderung qualifizierter junger Menschen 
entgegenwirken, zum Beispiel mit Wirtschafts-
wissenschaftlicher Fakultät oder dem Joint Mas-
ter Medizin. 

Grad der Umsetzung 7 
Massnahmen Einflussnahme im Universitätsrat 
  
Art und Umfang  
Rechtsform öffentlich-rechtliche Anstalt 
Einflussnahme − Der Regierungsrat wählt sämtliche Mitglieder des 

Universitätsrats. 
− Der Vorsteher oder die Vorsteherin des Bil-

dungs- und Kulturdepartementes gehört von Am-
tes wegen dem Universitätsrat an. 

Zuständiges Departement BKD 
Zweck der Organisation Durch die Bereitstellung hochwertiger, wissen-

schaftlich orientierter Ausbildungsangebote erhal-
ten begabte Jugendliche aus der Region die Mög-
lichkeit, in Luzern zu studieren. Damit trägt die Uni-
versität Luzern dazu bei, dass den regionalen Un-
ternehmen genügend hochqualifizierte Fachkräfte 
zur Verfügung stehen. Sie engagiert sich zudem in 
Forschung, Weiterbildung und Dienstleistungen 
und erarbeitet Lösungsmodelle für Fragen und 
Probleme, die sich aus der Entwicklung der Gesell-
schaft ergeben.  

Kantonale Aufgabe Bildungsförderung 
  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Ertrag (in Mio. Fr.) 64,1 66,1 69,1 68,0 
Aufwand (in Mio. Fr.) 64,0 65,5 69,3 68,9 
  
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 4,4 4,5 4,4 4,8 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 21,1 19,6 34,5 35,7 
  
Entwicklung/Prognose Aufgrund stagnierender oder zum Teil rückläufiger 

Studierendenzahlen wird mit weniger Erträgen bei 
den Studiengebühren, weniger Beiträgen gemäss 
interkantonaler Universitätsvereinbarung (IUV) und 
weniger Grundbeiträgen gerechnet. 
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Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Monica Duca Widmer (2017), Reto Wyss 

(2019) 
Neuwahlen: Patrizia Pesenti (2017), Marcel 
Schwerzmann (2019) 

Kantonsvertretung Marcel Schwerzmann, Regierungsrat 
 

3.1.1.5 Lustat Statistik Luzern 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Bei allfälligen Verlusten, welche nicht mit den Re-

serven gedeckt werden können, besteht ein finan-
zielles Risiko. Fehlerhafte Statistiken könnten zu ei-
nem Reputationsschaden führen (z.B. Finanzaus-
gleich). 

Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten 
Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Die unternehmerischen, wirtschaftlichen, politi-

schen und sozialen Ziele der Eignerstrategie wer-
den erreicht.  

Grad der Umsetzung 10 
Massnahmen Weiterhin jährliche Aktualisierung der Leistungsver-

einbarungen. 
  
Art und Umfang  
Rechtsform öffentlich-rechtliche Anstalt 
Einflussnahme Der Regierungsrat wählt alle Mitglieder des Statisti-

krates. 
Zuständiges Departement FD 
Zweck der Organisation Erhebung, Bearbeitung, Speicherung, Analyse und 

Verarbeitung von statistischen Daten. Bereitstellen 
von wichtigen, repräsentativen und kohärenten sta-
tistischen Informationen über Bevölkerung, Wirt-
schaft, Gesellschaft, Raum und Umwelt an die kan-
tonalen und kommunalen Behörden und an die Öf-
fentlichkeit. 

Kantonale Aufgabe − Koordination der gesamten kantonalen Statistik. 
− Erstellung des statistischen Mehrjahresprogram-

mes. 
− Kontinuierliches Monitoring mittels Indikatoren.  
− Erstellung demografischer Szenarien und darauf 

basierender Zukunftsprognosen.  
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Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 0,6 0,4 0,6 0,4 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 4,2 4,2 4,1 4,3 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen keine 
Kantonsvertretung Heinz Bösch, Departementssekretär FD 

 

3.1.1.6 Zweckverband Grosse Kulturbetriebe 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Es gibt wenig Risiken, weil die Institutionen lang-

jährig professionell geführt werden (Führung, 
Budgetdisziplin, Subventionspraxis) und der Kan-
ton sie dabei eng begleitet. 

Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten. 

− Bestand und Weiterentwicklung der fünf Kulturin-
stitutionen sichern. 

− Stärkung von Ansehen und Erfolg als Kulturkan-
ton. 

− Inhaltliche Weiterentwicklung durch die Integra-
tion neuer Institutionen. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Kontinuierliche Umsetzung. 
Grad der Umsetzung 8 
Massnahmen Kontinuierliche Evaluation und Strategieentwick-

lung. 
  
Art und Umfang  
Rechtsform öffentlich-rechtliche Anstalt 
Einflussnahme Die Delegiertenversammlung setzt sich aus drei 

Delegierten des Kantons und zwei der Stadt Lu-
zern zusammen. Der Vorsteher oder die Vorstehe-
rin des Bildungs- und Kulturdepartementes präsi-
diert den Zweckverband. 

Zuständiges Departement BKD 
Zweck der Organisation Finanzielle, ideelle und inhaltliche Unterstützung 

und Weiterentwicklung der fünf grossen Kulturbe-
triebe (Luzerner Theater, Luzerner Sinfonieorches-
ter, Kunstmuseum, Verkehrshaus der Schweiz und 
Lucerne Festival). 

Kantonale Aufgabe Kulturförderung 
  



25 

Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 0,0 0,0 0,0 0,0 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 19,7 19,6 19,1 20,1 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Reto Wyss (2019), Rosie Bitterli Mucha 

(2020) 
Neuwahlen: Marcel Schwermann (2019), Letizia In-
eichen (2020) 

Kantonsvertretung Marcel Schwerzmann, Regierungsrat 
Stefan Sägesser, Leiter Kulturförderung 
Heinz Bösch, Departementssekretär FD 

 

3.1.2 Minderheitsbeteiligungen des öffentlichen Rechts 

3.1.2.1 Luzerner Pensionskasse 
 
Risiko  
Risikokategorie A 
Begründung Bei schlechter finanzieller Lage der Luzerner Pen-

sionskasse (LUPK) könnten die finanziellen Auswir-
kungen auf den Kanton entsprechend hoch sein 
(Sanierungsbeiträge). 

Veränderung zur letzten BS keine 
Hauptrisiken − Unterdeckung (Deckungsgrad). 

− Demografie in Verbindung mit den Umwand-
lungssätzen. 

− Bewirtschaftung Anlagevermögen und finanzwirt-
schaftliches Umfeld. 

− Attraktivitätsverlust als Arbeitgeber bei unattrakti-
ven Leistungen für Arbeitnehmende. 

− Imageverlust bei schlechten Ergebnissen der 
LUPK. 
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Massnahmen − Es wird weiterhin am Zieldeckungsgrad von un-
gefähr 117 Prozent festgehalten (Wertschwan-
kungsreserve). 

− Mit der Senkung der Umwandlungssätze im Rah-
men der LUPK-Reglementsänderung 2019 kann 
die aktuelle Umverteilung von den aktiven Versi-
cherten zu den Rentnerinnen und Rentnern 
(Pensionierungsverluste) reduziert werden. Auf-
grund des inzwischen weiter gesunkenen techni-
schen Zinssatzes wird bei anhaltendem Tief-/ 
Negativzinsniveau zukünftig jedoch eine weitere 
Senkung der Umwandlungssätze nicht zu ver-
meiden sein. 

− Im Zusammenhang mit der Sanierungsfähig-
keit/Sanierungsbereitschaft überprüft die LUPK 
ihre versicherungstechnischen Grundlagen und 
Parameter regelmässig und nimmt entspre-
chende Anpassungen an die jeweils aktuellsten 
Gegebenheiten vor.  

  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten. 

− Vorsorgeziel: 50 Prozent der versicherten Besol-
dung im Rentenalter. 

− Vermeidung von Pensionierungsverlusten durch 
zu hohe Rentenleistungen (Umwandlungssätze). 

− Reduktion von Umverteilungen von aktiv Versi-
cherten zu Rentnerinnen und Rentnern, die 
durch nicht genügend finanzierte Leistungen ver-
ursacht werden. 

− In der Anlagepolitik soll eine angemessene Risi-
koverteilung unter anderem durch Diversifikation 
erreicht und ein Augenmerk auf Nachhaltigkeit, 
Ethik, ökologische und energetische Aspekte ge-
legt werden. 

− Deckungsgrad soll 100 Prozent sein. Darüber 
hinaus entsprechend der Anlagestrategie not-
wendige Wertschwankungsreserven bilden. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Die Umsetzung der strategischen Ziele liegt in der 

Kompetenz des LUPK-Vorstandes. Der Kanton 
wird dabei durch die Arbeitgebervertretung im 
LUPK-Vorstand vertreten, welche sich mit ihren 
Entscheiden für die strategischen Ziele des Kan-
tons einsetzt.  

Grad der Umsetzung 7 
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Massnahmen Zur Umsetzung der strategischen Ziele sind fol-
gende Massnahmen notwendig: 
− Aufgrund des inzwischen weiter gesunkenen 

technischen Zinssatzes wird bei anhaltendem 
Tief-/Negativzinsniveau zukünftig eine weitere 
Senkung der Umwandlungssätze nicht zu ver-
meiden sein, um die Umverteilung von den akti-
ven Versicherten zu den Rentnerinnen und Rent-
nern zu reduzieren. 

− Eine Senkung des Umwandlungssatzes soll erst 
auf den Zeitpunkt des Ablaufs der Phase der 
Ausgleichsgutschriften aus der Reglementsände-
rung 2019 geprüft werden, damit nicht in ein be-
stehendes System mit laufenden Abfederungs-
massnahmen eingegriffen werden muss. 

− Laufende Überprüfung der Ziele und Grundsätze 
der Vermögensbewirtschaftung. 

  
Art und Umfang  
Rechtsform öffentlich-rechtliche Anstalt 
Einflussnahme − Der Kanton nimmt in erster Linie die Rolle des 

Arbeitgebers ein, nicht jene als Eigner. 
− Der Vorstand ist sozialpartnerschaftlich (Vertre-

tung von Arbeitnehmenden und Arbeitgebenden) 
zusammengesetzt. 

− Der Regierungsrat wählt die Arbeitgebervertre-
tung in den Vorstand. Im Vorstand ist er nicht 
vertreten. 

Zuständiges Departement FD 
Zweck der Organisation Umfassender Schutz gegen die wirtschaftlichen 

Folgen von Alter, Invalidität und Tod. 
Kantonale Aufgabe Vorsorgepflicht als Arbeitgeber 
  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Ertrag (in Mio. Fr.) Gewinn und Verlust der LUPK sind im Wesentli-

chen von den Anlageerträgen abhängig und des-
halb stark schwankend. Die reine Nennung von 
Gewinn und Verlust führt zu keinen aussagekräfti-
gen Erkenntnissen. Wir verweisen auf den Ge-
schäftsbericht der LUPK. 

Aufwand (in Mio. Fr.) 

  
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 0,2 0,2 0,2 0,2 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 307,3 310,4 338,1 418,4* 
 * Per 31. Dezember 2020 hat der Kanton Luzern den Restbetrag des 

bestehenden Annuitätendarlehens aus dem Jahr 2020 vollständig an 
die LUPK zurückbezahlt. 
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Entwicklung/Prognose Gewinn und Verlust der LUPK sind von den Anla-
geerträgen abhängig und schwanken stark. Aussa-
gekräftig sind die Jahresperformance und die Ent-
wicklung des Deckungsgrades (per Ende Jahr 
2020 106%). 

  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Annamarie Bürkli (2019), Pius Egli 

(2019), Peter Dietschi (2020) 
Neuwahlen: Alex Messerli (2019), Urban Sager 
(2019), Martin Fluder (2020) 

Kantonsvertretung − Heinz Bösch, Departementssekretär FD 
− Herbert Eugster, Rektor Berufsbildungszentrum 

Bau und Gewerbe 
− Benno Fuchs, Direktor Luzerner Kantonsspital 
− Roland Haas, Leiter Dienststelle Personal 
− Dölf Käppeli, Direktor Gebäudeversicherung Lu-

zern 
− Yvonne Zwyssig-Vüllers, Bezirksrichterin Be-

zirksgericht Willisau 
 

3.1.2.2 Hochschule Luzern 
 
Risiko  
Risikokategorie B 
Begründung − Aufgrund der finanziellen Auswirkungen auf die 

Trägerbeiträge ist es möglich, dass der Standort 
Horw nicht so rasch wie nötig und/oder nicht im 
nötigen Umfang ausgebaut werden kann. Dies 
gefährdet aber die Existenz der Hochschule Lu-
zern (HSLU) nicht. 

− Die Studierendenzahlen steigen insgesamt wohl 
weiterhin, wenn auch nicht in allen Departemen-
ten gleich. Das Beschaffen des benötigten 
Raums auf dem Campus Horw (Departement 
Technik & Architektur) ist eine grosse Herausfor-
derung. Wenn die Studierendenzahlen in einzel-
nen Bereichen zurückgehen, führt das zu be-
deutsamen Einnahmenausfällen. 

− Kürzungen der Trägerbeiträge durch die Konkor-
datskantone. 

Veränderung zur letzten BS Die tiefere Bundesfinanzierung aufgrund des 
neuen Hochschulförderungs- und Koordinationsge-
setzes (HFKG, SR 414.20; Kürzung der Grundfi-
nanzierung um ca. 2,5% per 2018) fliesst nicht 
mehr in die Risikobewertung mit ein, die Gesetzes-
änderung ist erfolgt. Eine Anpassung der interkan-
tonalen Fachhochschulvereinbarung (FHV) wird 
ebenfalls nicht mehr aufgeführt. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2014/691/de
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Hauptrisiken − Ausbau Standort Horw sowie weiterer Standorte. 
− Fehleinschätzung in der Entwicklung der Lehre. 
− Rückgang der Studierendenzahl. 
− Relativ tiefer Bestand an Eigenkapital (3,2 % des 

Umsatzes). 
Massnahmen − Bei Bedarf Unterstützung/Beratung der HSLU 

durch das Bildungs- und Kulturdepartement und 
die Dienststelle Hochschulbildung und Kultur. 
Vertretung ihrer Anliegen auf nationaler Ebene in 
Fachkonferenz, Hochschulrat, Plenarversamm-
lung. Falls nötig Absprachen mit übrigen Träger-
kantonen. 

− Abgleich der Finanzplanungen von HSLU und 
Kantonen. Frühzeitige Entscheide über finanzi-
elle Entwicklung. 

  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten.  

− Steigerung der Attraktivität des Kantons durch 
das Angebot hochwertiger praxisorientierter Aus-
bildungen und Reputation als Kompetenzzent-
rum für wirtschaftliche, technische, soziale und 
kulturelle Fragen. 

− Intensivierung des Wissens-, Innovations- und 
Technologietransfers. 

− Kooperation, Koordination mit öffentlichen Leis-
tungserbringern und mit Unternehmen. 

− Stärkung der Region und Steigerung der Stand-
ortattraktivität, u.a. durch das strategische Pro-
jekt Smart Region Zentralschweiz. 

− Abwanderung qualifizierter junger Menschen 
stoppen. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung − Attraktivität des Kantons wird laufend gestärkt, 

auch mit dem Aufbau neuer Angebote (z.B. Digi-
tal Engineering, Digital Construction, Business 
Psychology, Departement Informatik in Rot-
kreuz). 

− Kooperation und Koordination mit Unternehmen 
ist bereits intensiv. 

− Stärkung der Region geschieht laufend, u.a. dank 
intensiver Kooperation mit Unternehmen der Re-
gion Zentralschweiz und dank dem neuen De-
partement Informatik. 

− Der Abwanderung qualifizierter junger Menschen 
kann mit dem Angebot der HSLU entgegenge-
wirkt werden, verstärkt mit dem neuen Departe-
ment Informatik. 

Grad der Umsetzung 7 
Massnahmen Sorgfältige Prüfung der Beschlussvorlagen für den 

Konkordatsrat. Einflussnahme im Konkordatsrat. 
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Art und Umfang  
Rechtsform öffentlich-rechtliche Anstalt 
Einflussnahme − Der Konkordatsrat setzt sich aus je einem Mit-

glied der Regierungen der Trägerkantone zu-
sammen. 

− Der Vorsitz steht dem Regierungsmitglied des 
Kantons Luzern zu (zurzeit Vorsteher BKD). 

Zuständiges Departement BKD 
Zweck der Organisation Die Hochschule Luzern ist eine der sieben öffent-

lich-rechtlichen Fachhochschulen der Schweiz. Sie 
vereinigt die sechs Departemente Technik und Ar-
chitektur, Wirtschaft, Informatik, Soziale Arbeit, De-
sign und Kunst sowie Musik. Das Fachhochschul-
gesetz des Bundes sowie ein von den Kantonen 
Luzern, Uri, Schwyz, Obwalden, Nidwalden und 
Zug getragenes Konkordat bilden den rechtlichen 
und institutionellen Rahmen für die Hochschule Lu-
zern. 

Kantonale Aufgabe Bildungsförderung 
  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Ertrag (in Mio. Fr.) 257,6 259,3 273,6  
Aufwand (in Mio. Fr.) 257,0 263,0 275,9  
  
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 6,5 5,8 5,5 4,5 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 51,5 48,8 51,5 58,7 
  
Entwicklung/Prognose  
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Reto Wyss (Konkordatsrat, 2019), 

Susanne Truttmann (Fachhochschulrat, 2019) 
Neuwahlen: Marcel Schwerzmann (Konkordatsrat, 
2019), Regula Kapp (Fachhochschulrat, 2020), 
Konrad Graber (Fachhochschulrat, 2020) 

Kantonsvertretung Marcel Schwerzmann, Regierungsrat 
 

3.1.2.3 Landwirtschaftliche Kreditkasse 
 
Risiko  
Risikokategorie B 
Begründung Einerseits handelt es sich um hohe Kreditsummen 

und anderseits werden Kredite teilweise weiterge-
geben (Pächterwechsel). 

Veränderung zur letzten BS keine 
Hauptrisiken Ausfall von Kreditsummen und verzögerte Rück-

zahlungen 
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Massnahmen Kredite müssen weit innerhalb des Verkehrswertes 
grundpfändlich sichergestellt sein. Die Gewährung 
wird sorgfältig abgeklärt. 

  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten.  

− Wirtschaftliche, zukunftsgerichtete Betriebsstruk-
turen unterstützen. 

− Nachhaltige, naturnahe und tiergerechte Produk-
tionsformen fördern. 

− Kompetente Ansprechpartnerin und messbarer 
Kundennutzen. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Die Ziele werden laufend umgesetzt. 
Grad der Umsetzung 8 
Massnahmen Zielgerichtete Weiterbildung der Mitarbeitenden. 

Beibehaltung des guten Teamgeistes zur Erbrin-
gung optimaler Leistungen. 

  
Art und Umfang  
Rechtsform öffentlich-rechtliche Genossenschaft 
Gesellschaftskapital (Art) Genossenschaftskapital 
Gesellschaftskapital (Höhe) 10,3 Millionen Franken 
Anteil Kanton 6,8 Millionen Franken 
Einflussnahme − 8 von 65 Stimmen als Genossenschafter, 65 Pro-

zent am Genossenschaftskapital. 
− Zwei von fünf Vorstandsmitgliedern werden vom 

Regierungsrat gewählt, drei wählt die Genreal-
versammlung. 

Zuständiges Departement BUWD 
Zweck der Organisation Gewährung von Finanzhilfen zur Grundlagenver-

besserung im ländlichen Raum. 
Kantonale Aufgabe Gewährung von Betriebshilfen. 
  
Finanzielles  
 2017* 2018 2019 2020 
Ertrag (in Mio. Fr.) 0,93 0,93 0,93 0,97 
Aufwand (in Mio. Fr.) 0,93 0,93 0,93 1,38 
 * Seit 2017 kann in Absprache mit der Finanzkontrolle des Kantons Lu-

zern auf die Bewertung der fiktiven Zinsen verzichtet werden, was die 
Erfolgsrechnung im Vergleich zur Beteiligungsstrategie 2018 massiv 
reduziert.  

Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) - 0,2 0,2 0,2 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 0,5 0,5 9,5 10,1 
  
Entwicklung/Prognose Es wird weiterhin mit einer stabilen Finanzlage ge-

rechnet.  
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Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Christoph Böbner (2018), Peter Riedweg 

(2019) 
Neuwahlen: Dieter Hess (2019), Daniel Felder 
(2019) 

Kantonsvertretung − Dieter Hess, Leiter Dienststelle Landwirtschaft 
und Wald 

− Beda Estermann, Berufsbildungszentrum Natur 
und Ernährung Hohenrain 

 

3.1.2.4 Verkehrsverbund Luzern 
 
Risiko  
Risikokategorie B 
Begründung − Während der Covid19-Pandemie sind Pendlerin-

nen und Pendler auf das Auto umgestiegen. Mit 
dem Nachlassen der Homeoffice-Tätigkeiten 
wird der Verkehr generell wieder zunehmen. 

− Die finanziellen Auswirkungen der Covid-19-Pan-
demie werden voraussichtlich bis 2023 spürbar 
bleiben. Im öffentlichen Verkehr (öV) führt dies 
zu höheren Abgeltungen, weil Erlöse fehlen. 

− Einmalig anfallende Kosten für Umleitungsver-
kehr, die in der Finanzplanung schwierig zu be-
rücksichtigen sind. 

− Unklarheit bei der Entschädigung für die Aner-
kennung der Passepartout-Fahrausweise im 
Fernverkehr. 

Veränderung zur letzten BS keine  
Hauptrisiken − Unklare Perspektive, bis wann sich der Nach-

frage- und Erlösrückgang aufgrund von Covid-19 
erholen wird. 

− Verlagerung der Nachfrage vom öV auf die 
Strasse und damit einhergehend Verspätungen, 
Anschlussbrüche und weiterer Nachfragerück-
gang. 

− Nachforderungen für Einnahmenausfälle auf-
grund Anerkennung der Passepartout-Fahraus-
weise in Fernverkehrszügen. 

− Prozess mit vbl betreffend Rückerstattung zu viel 
erhaltener Abgeltungen 2010–2017 und damit 
erschwerte Zusammenarbeit mit der Transport-
unternehmung im Kanton Luzern. 
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Massnahmen − Angebotsentwicklung abgestimmt auf Nachfrage-
entwicklung und gegenwärtig erhöhtem Platzbe-
dürfnis der Fahrgäste. 

− Ausbau Mobilitätsmanagement im Rahmen der 
kantonalen Strategie. 

− Corona-Kosten nicht über ordentliches Budget fi-
nanzieren. 

− Verbesserung Zuverlässigkeit bei Bussen. 
  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten. 

− Leistungsfähigen, attraktiven und einfach zu-
gänglichen öffentlichen Personenverkehr sicher-
stellen und fördern. 

− Grundversorgung durch den öffentlichen Perso-
nenverkehr im ganzen Kantonsgebiet gewähr-
leisten. 

− Erreichbarkeit der Agglomerationen und Verbin-
dungen in die Zentren mit dem öffentlichen Per-
sonenverkehr verbessern. 

− Mittel der öffentlichen Hand wirtschaftlich verwen-
den. 

− Effizienz erhöhen. 
− Verkehrserträge steigern. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Mit öv-Knotenpunkten (z.B. Luzern Ost, Rothen-

burg Station) wird der Umstieg weiter verbessert. 
Punktuelle Angebotsanpassungen führten in allen 
Regionen zu kürzeren Reisezeiten, mehr Verbin-
dungen oder besseren Anschlüssen. Die Grundver-
sorgung wird grundsätzlich gehalten und gezielte 
Angebotsausbauten sollen den Anteil des öV am 
Gesamtverkehr verbessern. Mit neuen Angebots-
formen wie Taxito wird die Erschliessung des länd-
lichen Raums verbessert. Es werden aber auch An-
gebotsabbauten bei geringer bzw. rückläufiger 
Nachfrage geprüft. 

Grad der Umsetzung 8 
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Massnahmen − Verbesserung der Infrastruktur bei Bahn- und 
Bushaltestellen für den Umstieg. 

− Busspuren und -bevorzugungen. 
− Ausbau der Kommunikationsmassnahmen und 

verbesserte Kundeninformation. 
− Vorantreiben der Defossilisierung des öffentli-

chen Personenverkehrs (Einsatz von energieeffi-
zienten, emissionsarmen, mit erneuerbarer Ener-
gie betriebenen Bussen). 

− Überführung des Nachtangebots in den bestellten 
Verkehr und Verbesserung des Angebots. 

− Stärkung der Zusammenarbeit im Tarifverbund 
Passepartout durch Bündelung der Kräfte und 
dank erhöhter Koordination der Massnahmen-
umsetzung. 

  
Art und Umfang  
Rechtsform öffentlich-rechtliche Anstalt 
Einflussnahme − Der Regierungsrat wählt den Verbundrat. Dieser 

besteht aus sieben Mitgliedern, wovon drei Mit-
glieder den Kanton und vier Mitglieder die Ge-
meinden vertreten. Das Präsidium übt ein Vertre-
ter oder eine Vertreterin des Kantons aus. 

− Der Regierungsrat ist im Verbundrat zurzeit durch 
Angestellte des BUWD und des FD vertreten. 

Zuständiges Departement BUWD 
Zweck der Organisation Planung und Finanzierung des öffentlichen Ver-

kehrs im Kanton Luzern; Führung der Geschäfts-
stelle des Tarifverbundes Passepartout. Weiterent-
wicklung des öV-Angebots, Festlegung des Sorti-
ments und der Preise sowie Aushandeln von Ver-
einbarungen mit den elf Transportunternehmen. 

Kantonale Aufgabe Stärkung des öffentlichen Personen- und Schie-
nengüterverkehrs nach wirtschaftlichen Grundsät-
zen. 

  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Ertrag (in Mio. Fr.) 80,5 82,7 83,1 82,7 
Aufwand (in Mio. Fr.) 79,8 79,3 62,9 90,0 
  
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 0,2 0,2 0,2 0,2 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 39,1 39,9 40,2 40,2 
  
Entwicklung/Prognose Die finanziellen Auswirkungen der Covid-19-Pan-

demie werden voraussichtlich bis 2023 spürbar 
bleiben, was zu höheren Abgeltungen führt. 
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Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Armin Hartmann (2020), Rolf Bättig 

(2020) 
Kantonsvertretung − Thomas Buchmann, Departementssekretär 

BUWD 
− Hansjörg Kaufmann, Dienststellenleiter Finanzen 

 
Für die Wahlperiode 2022–2025 wird eine Neuausrichtung des Verbundrates ge-
prüft. Von den relativ starren Vertretungsvorgaben soll, zugunsten einer stärkeren 
Gewichtung der Fachexpertise und der Governance-Grundsätze, Abstand genom-
men werden. 
 

3.1.2.5 WAS Wirtschaft Arbeit Soziales 
 
Risiko  
Risikokategorie B 
Begründung Das Sozialversicherungszentrum (SoVZ) WAS 

Wirtschaft Arbeit Soziales nimmt Aufgaben nach 
Bundesrecht sowie übertragene Aufgaben des 
Kantons wie die Ergänzungsleistungen und die 
Prämienverbilligung wahr. 

Veränderung zur letzten BS Die Beteiligung WAS ist neu und ersetzt die bishe-
rige Beteiligung an der Ausgleichkasse.  

  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten.  

− Die übertragenen Aufgaben sind zuverlässig, 
kompetent, zweckmässig und wirtschaftlich zu 
erbringen.  

− Gut vernetzte Strukturen und Synergiepotenzial 
(Kooperationen) nutzen. 

Veränderung zur letzten BS Die Beteiligung WAS ist neu und ersetzt die bishe-
rige Beteiligung an der Ausgleichkasse. 

Stand der Umsetzung auf Kurs 
Grad der Umsetzung 9 
Massnahmen Indikatoren für die Erreichung der Ziele sind der 

Revisionsbericht der Revisionsstelle sowie die Be-
richterstattung an das GSD zuhanden des Regie-
rungsrates über die Entscheide der Gerichte im Be-
reich der IPV.  

  
Art und Umfang  
Rechtsform öffentlich-rechtliche Anstalt 
Einflussnahme Der Regierungsrat wählt sämtliche Mitglieder des 

Verwaltungsrates. 
Zuständiges Departement GSD 
Zweck der Organisation Das Sozialversicherungszentrum koordiniert den 

Vollzug der Bundesgesetzgebung über die  
Alters- und Hinterlassenenversicherung und die In-
validenversicherung durch die kantonale Aus-
gleichskasse und die kantonale IV-Stelle sowie die 
weiteren Aufgaben, die das Bundesrecht diesen 
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Organen überträgt. Der Kanton überträgt dem So-
zialversicherungszentrum die Durchführung der Ar-
beitslosenversicherung gemäss dem Bundesge-
setz über die obligatorische Arbeitslosenversiche-
rung und die Insolvenzentschädigung. Der Kanton 
kann dem Sozialversicherungszentrum mit Zustim-
mung des Bundes weitere Aufgaben übertragen. 

Kantonale Aufgabe Versicherung der Bevölkerung gegen die wirt-
schaftlichen Folgen von Alter, Invalidität, Krankheit, 
Unfall, Arbeitslosigkeit, Mutterschaft, Verwaisung 
und Verwitwung. 

  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Ertrag (in Mio. Fr.) n/a 2'323,9 2'390,9  
Aufwand (in Mio. Fr.) n/a 2'324,6 2'382,1  
  
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) n/a 0,7 4,4 3,0 
Ausgaben (in Mio. Fr.) n/a 553,7 582,3 466,5 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Im Verwaltungsrat sind: 

− Guido Graf, Präsident 
− Urs Kneubühler, Vizepräsident 
− Damian Müller (Neuwahl für Albert Vitali † im 

Jahr 2020).  
− Andrea Belliger 
− Armin Hartmann 
− Helene Meyer-Jenni 
− Ruth Aregger 
− Urs Hofstetter 
Martin Bucherer, Vorsitzender der Geschäftsleitung 
WAS, ist mit beratender Stimme im Verwaltungsrat 
vertreten. 
 

Kantonsvertretung Guido Graf, Regierungsrat 
 

3.1.2.6 Zentralschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht 
 
Risiko  
Risikokategorie B 
Begründung − Organisatorische Risiken (Reputation, Finanzen 

und Aufsicht). 
− Konflikt zwischen der Zentralschweizer BVG- 

und Stiftungsaufsicht (ZBSA) und der Oberauf-
sicht. 

Veränderung zur letzten BS Der Prozess für die Nachfolge der Geschäftsfüh-
rung hat keine Auswirkungen mehr auf die Risi-
koeinteilung.  
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Hauptrisiken Reputation, Wahrnehmung der Aufsichtspflicht. 
Massnahmen Aktive Begleitung des Konflikts mit Oberaufsicht 

durch die Regierungen der Konkordatskantone. 
  
Strategie  
Strategische Ziele Beteiligung halten 
Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung 9 
Grad der Umsetzung Die Beteiligung wird gehalten und via Einsitznahme 

wird der Einfluss des Kantons geltend gemacht. 
Massnahmen Überwachung der gesetzlichen Aufgaben der Stif-

tung durch die Einsitznahme des Kantons und die 
Kontrolle der definierten Eignerziele in der Eig-
nerstrategie. 

  
Art und Umfang  
Rechtsform öffentlich-rechtliche Anstalt 
Einflussnahme − Die Regierungen der Konkordatskantone (total 6) 

wählen je ein Mitglied für vier Jahre in den Kon-
kordatsrat. 

− Die Vorsteherin oder der Vorsteher des JSD ge-
hört dem Konkordatsrat von Amtes wegen an. 

Zuständiges Departement JSD 
Zweck der Organisation Wahrnehmung der gesetzlichen Aufsicht über 

sämtliche Vorsorgeeinrichtungen der 2. Säule. Auf-
sichtsbehörde über die klassischen Stiftungen. 

Kantonale Aufgabe Erfüllung der dem Kanton nach Bundesgesetz über 
die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invali-
denvorsorge (BVG) obliegenden Aufgaben. 

  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Ertrag (in Mio. Fr.) 2,2 2,1 2,2  
Aufwand (in Mio. Fr.) 2,2 2,1 2,1  
  
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 0,3 0,1 0,1 0,1 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 0,1 0,1 0,1 0,1 
  
Entwicklung/Prognose Leichter Ertragsüberschuss beibehalten.  
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Manuela Weichelt-Picard, ZG (2018), 

Heidi Z’graggen, UR (2020) 
Neuwahlen: Andreas Hostetter, ZG (2019), Daniel 
Furrer, UR (2020) 

Kantonsvertretung Paul Winiker, Regierungsrat 
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3.1.2.7 Interkantonale Polizeischule Hitzkirch 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Neben dem Ausbildungsangebot spielt die Immobi-

lienstrategie eine wichtige Rolle. Krasses Fehlver-
halten oder Misswirtschaft der Schuldirektion oder 
der Mitarbeitenden könnte die Ausbildungsstätte in 
ihrer Qualität beeinträchtigen und finanzielle Prob-
leme verursachen (sodass die Konkordatskantone 
beispielsweise Geld einschiessen müssten). Die im 
Mai 2021 durch den Berner Regierungsrat in Aus-
sicht gestellte Kündigung des Konkordates per 
Ende 2035 tangiert die Risikobeurteilung der inter-
kantonalen Polizeischule Hitzkirch (IPH) vorläufig 
nicht. Unabhängig davon soll bis zum Jahr 2025 
eine Strategie für die Struktur und den Betrieb der 
IPH nach 2035 entwickelt werden. 

Veränderung zur letzten BS Der vom Kanton Bern in Aussicht gestellte mögli-
che Austritt aus dem Konkordat wurde neu in die 
Begründung aufgenommen. 

  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten.  

− Eine Ausbildung, die den hohen Ansprüchen an 
die beruflichen Handlungskompetenzen von Poli-
zistinnen und Polizisten entspricht. 

− Eine Ausbildung, die wissenschaftliche Erkennt-
nisse in der Curriculumsgestaltung für die Er-
wachsenenbildung berücksichtigt. 

− Berufliche Abschlüsse, welche für die in den 
Rekrutierungsprozessen anvisierten Persönlich-
keits- und Anforderungsprofilen attraktiv und 
konkurrenzfähig zu anderen Zweitausbildungen 
sind. 

− Hohes, modernes und kostenoptimiertes Bil-
dungsniveau. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung laufend 
Grad der Umsetzung 8 
  
Art und Umfang  
Rechtsform öffentlich-rechtliche Anstalt 
Einflussnahme − Die Konkordatsbehörde besteht aus je einem 

Mitglied der Regierungen der Konkordatsmitglie-
der (total 11). 

− Die Vorsteherin oder der Vorsteher des JSD ge-
hört der Konkordatsbehörde von Amtes wegen 
an. 

Zuständiges Departement JSD 
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Zweck der Organisation Gemeinsame Polizeischule der Konkordatsmitglie-
der für die Grundausbildung und Weiterbildung von 
Angehörigen ihrer Polizeikorps sowie die For-
schung im Bereich des Polizeiwesens. Vereinheitli-
chung der Ausbildung sowie Einbindung der Poli-
zeiausbildung ins allgemeine schweizerische Bil-
dungssystem; hoher Praxisbezug, klar definierte 
Berufsprofile und die Möglichkeit der weiterführen-
den Laufbahn mit anerkannten Abschlüssen. 

Kantonale Aufgabe − Grundausbildung und Weiterbildung zugunsten 
der Luzerner Polizei. 

− Eines der regionalen Ausbildungszentren für die 
Polizei in der Schweiz, wie es das bildungspoliti-
sche Gesamtkonzept der Justiz- und Polizeidi-
rektorinnen und -direktoren vorsieht. 

  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 0,2 0,2 0,2 0,3 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 1,6 1,8 1,9 1,9 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen keine 
Kantonsvertretung Paul Winiker, Regierungsrat 

 

3.1.2.8 Schweizerische Nationalbank 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Der Kanton Luzern ist mit 0,4 Millionen Franken am 

Aktienkapital beteiligt (unwesentlich). Der Kanton 
Luzern hat gegenüber der Schweizerischen Natio-
nalbank (SNB) keinerlei Pflichten. 

Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele Beteiligung halten 
Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Die Beteiligung wird gehalten. 
Grad der Umsetzung 10 
Massnahmen keine besonderen 
  
Art und Umfang  
Rechtsform spezialgesetzliche Aktiengesellschaft des Bundes-

rechts (börsenkotiert) 
Gesellschaftskapital (Art) Aktenkapital 
Gesellschaftskapital (Höhe) 25,0 Millionen Franken 
Anteil Kanton 1,77 Prozent 
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Einflussnahme Möglichkeit zur Teilnahme an der Generalver-
sammlung 

Zuständiges Departement FD 
Zweck der Organisation Die SNB führt die Geld- und Währungspolitik im 

Gesamtinteresse des Landes und gewährleistet die 
Preisstabilität. Dabei trägt sie der konjunkturellen 
Entwicklung Rechnung. Die Nationalbank hat das 
ausschliessliche Recht zur Ausgabe der schweize-
rischen Banknoten. 

Kantonale Aufgabe Keine. Die Beteiligung der Kantone entstand, als 
das Banknoten-Monopol von den Kantonalbanken, 
als den früheren Emissionsbanken, an den Bund 
übergegangen war. Seither unverändert. 

  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 55,3 63,9 63,9 127,8 
Ausgaben (in Mio. Fr.) - - - - 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Jean Studer (2018), Daniel Lampart 

(2019) 
Neuwahlen: Christoph Ammann (2018), Vania Al-
leva (2019) 

Kantonsvertretung keine 
 

3.1.2.9 Swissmedic, Schweizerisches Heilmittelinstitut 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Öffentlich-rechtliche Anstalt des Bundes ohne di-

rekte Einflussmöglichkeit des Kantons Luzern. Be-
teiligung ist unwesentlich 

Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele Beteiligung halten 
Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung auf Kurs 
Grad der Umsetzung 10 
Massnahmen keine besonderen 
  
Art und Umfang  
Rechtsform öffentlich-rechtliche Anstalt 
Gesellschaftskapital (Art) Dotationskapital 
Gesellschaftskapital (Höhe) 14,5 Millionen Franken 
Anteil Kanton 1,7 Prozent 
Einflussnahme Der Kanton stellt 1,7 Prozent des Dotationskapitals 

zur Verfügung.  
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Zuständiges Departement GSD 
Zweck der Organisation Gewährleistung des Schutzes der Gesundheit von 

Mensch und Tier, indem nur qualitativ hochste-
hende, sichere und wirksame Heilmittel in Verkehr 
gebracht werden; schweizerische Zulassungs- und 
Aufsichtsbehörde für Heilmittel. 

Kantonale Aufgabe − Sicherstellung einer angemessenen Gesund-
heitsversorgung. 

− Gemäss Artikel 68 Absatz 1 des Heilmittelgeset-
zes (SR 812.21) betreibt der Bund das Institut 
unter Mitwirkung der Kantone. 

  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

keine 

  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Diverse Neubesetzungen durch den Bundesrat. 
Kantonsvertretung keine 

 

3.1.2.10 Zweckverband für institutionelle Sozialhilfe und Gesundheits-
förderung 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Der Zweckverband für institutionelle Sozialhilfe und 

Gesundheitsförderung (ZiSG) wird von Kanton und 
Gemeinden paritätisch finanziert. 

Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten. 

− Verlässliche, transparente Zusammenarbeit mit 
Partnern. 

− Hohe Wirtschaftlichkeit. 
Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Die strategischen Ziele werden erreicht.  
Grad der Umsetzung 9 
Massnahmen keine besonderen 
  
Art und Umfang  
Rechtsform Zweckverband des kantonalen öffentlichen Rechts 
Gesellschaftskapital (Art) − Delegiertenversammlung/Verbandsleitung: 

Stimmrechte bzw. Mitglieder je hälftig Kanton 
und Einwohnergemeinden. 

− Der Regierungsrat wählt die kantonalen Vertrete-
rinnen und Vertreter. 

Zuständiges Departement GSD 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2001/422/de
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Zweck der Organisation Koordination der Leistungen des Kantons und der 
Gemeinden. Unterstützung der Planung, Organisa-
tion und Finanzierung der Sozialhilfe sowie der Ge-
sundheitsförderung und der Prävention. 

Kantonale Aufgabe Sozialhilfe, Prävention, Gesundheitsförderung. 
  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 0,3 0,4 0,3 0,3 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 3,5 3,5 3,5 3,5 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Daniel Wicki (2018), Ruth Bucher (2020) 

Neuwahlen: Fabienne Eiholzer (2018), Isabelle 
Kunz (2020) 

Kantonsvertretung − Edith Lang (Vizepräsidentin, Dienststellenleiterin 
Soziales und Gesundheit) 

− Fabienne Eiholzer (Wissenschaftliche Mitarbeite-
rin Gesundheits- und Sozialdepartement) 

− Patrick Fleischli (Leiter Finanzen/Controlling Ge-
sundheits- und Sozialdepartement) 

− Roger Harstall (Kantonsarzt). 
 

3.2 Organisationen des privaten Rechts 

3.2.1 Mehrheitsbeteiligungen des privaten Rechts 

3.2.1.1 Luzerner Kantonalbank AG 
 
Risiko  
Risikokategorie A 
Begründung Die finanziellen Folgen bei Inanspruchnahme 

Staatsgarantie und Kursverlust auf Aktien sind gra-
vierend für den Kanton. Die Eintrittswahrscheinlich-
keit dieser Risiken ist als eher gering zu erachten. 
Die Gefährdung der Dividende führt zu massivem 
Einnahmeausfall des Kantons. Auch die Eintritts-
wahrscheinlichkeit dieses Risikos ist trotz dem ak-
tuellen Negativzins-Umfeld als eher gering zu er-
achten. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Hauptrisiken − Gefährdung Dividende infolge schlechten Ge-

schäftsgangs aufgrund Rezession, Immobilien-
blase, Negativzins-Umfeld, Pandemie oder in-
folge Schmälerung des Gewinns durch hohe 
Rückstellungen aufgrund drohender Straf- und 
Klagefälle. 

− Eintritt Inanspruchnahme der Staatsgarantie, 
Kursverlust auf den Aktien. 
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Massnahmen Es werden regelmässig Analyseberichte erstellt: 
Analyse Jahres-, Finanz- und Vergütungsbericht 
(Andreas Gasser Consulting AG), Bericht über rele-
vante Änderungen in der nationalen Gesetzgebung 
und anderen Rechtsgebieten wie Aktien- und Steu-
errecht (Prof. Dr. Rolf Watter), Standard & Poor’s 
Ratings, Bericht der aktienrechtlichen Revisions-
stelle (Price Waterhouse Cooper) über die Eigen-
mittel- und Risikosituation der LUKB AG gemäss § 
7 des Umwandlungsgesetzes (SRL Nr. 690), Be-
richt mit rechtlicher Beurteilung der Generalver-
sammlungs-Anträge und der Risiken hinsichtlich 
der Gesetzgebung Finanzmarkt. 

  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten. 

− Gewinnorientierter Betrieb einer Universalbank, 
die bankübliche Geschäfte nach anerkannten 
Bankgrundsätzen tätigt. Die Bank berücksichtigt 
besonders die Bedürfnisse der Bevölkerung und 
der Wirtschaft des Kantons Luzern. 

− Die politischen und rechtlichen Entwicklungen im 
Bereich der Staatsgarantie für Banken allgemein 
im gesamtschweizerischen System beobachten. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Die Geschäftsergebnisse der Luzerner Kantonal-

bank AG zeigen eine stabile und kontinuierliche 
Entwicklung. Das Standard & Poor’s Rating ist 
«AA/Stable/A1+». 

Grad der Umsetzung 10 
Massnahmen Es sind keine besonderen Massnahmen vorgese-

hen. 
  
Art und Umfang  
Rechtsform Aktiengesellschaft (börsenkotiert) 
Gesellschaftskapital (Art) Aktienkapital 
Gesellschaftskapital (Höhe) 157,3 Millionen Franken 
Anteil Kanton 61,5 Prozent (davon 51% im Verwaltungsvermö-

gen) 
Einflussnahme − Durch Teilnahme an der GV mit 61,5 Prozent 

Beteiligung am Aktienkapital. 
− Nach § 48 Absatz 2 OG ist eine Einsitznahme 

des Regierungsrates im Verwaltungsrat ausge-
schlossen. 

− Der Finanzdirektor wird als Aktionärsvertreter für 
die Generalversammlung durch den Regierungs-
rat mandatiert. 

Zuständiges Departement FD 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/690
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/20
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Zweck der Organisation Gewinnorientierter Betrieb einer Universalbank, die 
bankübliche Geschäfte nach anerkannten Bank-
grundsätzen tätigt; Berücksichtigung insbesondere 
der Bedürfnisse der Bevölkerung und der Wirt-
schaft des Kantons Luzern; Beteiligungen; Erwerb 
und Veräusserung von Liegenschaften. 

Kantonale Aufgabe − Dient der Volkswirtschaft des Kantons Luzern; 
ermöglicht die sichere Anlage von Ersparnissen 
und Kapitalien sowie die Befriedigung der Geld- 
und Kreditbedürfnisse. 

− Status als Kantonalbank erhalten (Beteiligung 
mindestens ein Drittel). 

− Staatsgarantie. 
  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Bruttoerfolg (in Mio. Fr.) 475,1 482,3 504,3 531,1 
Aufwand (in Mio. Fr.) 276,6 281,9 299,4 320,2 
  
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen* (in Mio. Fr.) 56,8 59,4 62,2 62,5 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 0,2 0,1 0,3 0,1 
* Anteil Dividende am Verwaltungsvermögen (51%) und Abgeltung Staatsgarantie 
 
Entwicklung/Prognose Die LUKB beabsichtigt Wachstum durch Verbreite-

rung der Ertragsbasis zu erreichen. 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Mark Bachmann (2017), Adrian Gut 

(2018); Max Pfister (2019), Doris Russi Schurter 
(2021) 
Neuwahlen: Stefan Portmann (2017), Doris Russi 
Schurter (VRP, 2017), Franz Grüter (2018), Markus 
Hongler (2018), Markus Hongler (VRP, 2021), 
Nicole Willimann Vyskocil (2021), Roger Studer 
(2021) 

Kantonsvertretung keine 
 

3.2.1.2 Luzerner Kantonsspital AG 
 
Risiko  
Risikokategorie A 
Begründung Bei schlechtem Geschäftsgang oder zu niedrigen 

Vergütungen sind die Gewinnrückführung und/oder 
die Investitionsfähigkeit gefährdet. Seit 2015 hat 
die Luzerner Kantonsspital AG (LUKS AG) keine 
genehmigten Tarife mit tarifsuisse. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Hauptrisiken Zu niedrige Baserates, Tarmed-Revisionen, Kon-

kurrenzsituation, Kostenwachstum 
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Massnahmen Jährliche Prüfung der Jahresberichte durch den 
Regierungsrat, regelmässiger Austausch zwischen 
Verwaltungsratspräsident, Direktor sowie der GSD-
Departementsleitung, Verabschiedung der Immobi-
lienstrategie durch den Regierungsrat, Prüfung der 
Jahresrechnung durch externe Revisionsstelle. 

  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten 

− Ein Spital für alle Standorte (standortübergrei-
fende Angebote und Führungsmodelle) 

− Spitalverbund mit dem Kanton Nidwalden aus-
bauen 

− Umfassende medizinische Versorgung für die 
Luzerner Bevölkerung gewährleisten. Betreffend 
Wirtschaftlichkeit, Qualität und Arbeitsplatzattrak-
tivität soll das Kantonsspital zu den führenden 
Spitälern und Kliniken der Schweiz zählen 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung auf Kurs 
Grad der Umsetzung 8 
Massnahmen − Weitere Optimierung und Nutzung von Synergie-

potenzial aus dem Zusammenschluss mit dem 
Kanton Nidwalden (Lunis – Luzerner-Nidwaldner 
Spitalregion).  

− Die Planung für die baulichen Massnahmen an 
den Standorten Luzern und Wolhusen wurden 
weiter vorangetrieben. Es wird weiterhin das Ziel 
verfolgt, auch künftig eine wohnortsnahe Versor-
gung der Zentralschweizer Bevölkerung auf ho-
hem Niveau zu gewährleisten.  

  
Art und Umfang  
Rechtsform Aktiengesellschaft 
Gesellschaftskapital (Art) Aktienkapital 
Gesellschaftskapital (Höhe) 354,7 Millionen Franken 
Anteil Kanton 100 Prozent 
Einflussnahme − Der Kanton stellt 100 Prozent des Aktienkapitals 

zur Verfügung. 
− Der Regierungsrat wählt sämtliche Mitglieder 

und das Präsidium des Verwaltungsrates. Min-
destens ein Mitglied wählt der Regierungsrat auf 
Vorschlag des Kantons Nidwalden. Der Regie-
rungsrat ist nicht im Verwaltungsrat vertreten und 
dies ist auch nicht geplant.  

Zuständiges Departement GSD 
Zweck der Organisation Erbringen von Leistungen der Akut- und Rehabilita-

tionsmedizin, insbesondere für die Kantonsbevöl-
kerung 
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Kantonale Aufgabe − Sicherstellen einer angemessenen Gesundheits-
versorgung 

− Gewährleistung einer wirksamen, zweckmässi-
gen und wirtschaftlichen Spitalversorgung für die 
Kantonsbevölkerung 

  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Ertrag (in Mio. Fr.) 943,7 952,3 963,2 947,1 
Aufwand (in Mio. Fr.) 907,7 935,9 967,7 985,8 
  
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 23,0 22,3 6,7 4,6 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 193,1 185,4 189,8 185,6 
  
Entwicklung/Prognose Es wird erwartet, dass die Kosten künftig weiter 

steigen, insbesondere auch aufgrund der Neubau-
ten. Der Ertrag wird voraussichtlich nicht im glei-
chen Umfang steigen. Ferner werden weiterhin Un-
sicherheiten im Bereich der Baserates und der Tar-
med-Taxpunktwerte erwartet. 

  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Beat Villiger (2017), Kurt Aeberhard 

(2019), Guglielmo W. Baldi (2020), Michèle Blöchli-
ger (2021) 
Neuwahlen: Hanspeter Kiser (2017), Ulrich Fricker 
(2017), Giatgen A. Spinas (2018), Stefan Scherrer 
(2020), Pauline de Vos Bolay (2021), Cornelia 
Gehrig (2021) 

Kantonsvertretung Hanspeter Vogler, Leiter Abteilung Gesundheit im 
GSD, (Beratende Stimme /Beisitz) 

 

3.2.1.3 Stiftung Brändi 
 
Risiko  
Risikokategorie B 
Begründung Betrieb mit hoher Komplexität, grossen Volumen 

und teilweise konjunkturell exponiert. 
Veränderung zur letzten BS Die bisherige Begründung (hohe Beitragszahlun-

gen des Kantons) wurde um die Komplexität und 
die konjunkturelle Abhängigkeit erweitert.  

Hauptrisiken Steigende Kosten durch sich entwickelnde Anfor-
derungen an Betreuung und Pflege. Betriebswirt-
schaftliche Risiken durch Marktumfeld.  

Massnahmen Monitoring der Leistungsvereinbarung.  
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Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten. 

− Wirksame und zweckmässige Arbeits-, Ausbil-
dungs- und Wohnplätze für Menschen mit Behin-
derungen sicherstellen. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung auf Kurs 
Grad der Umsetzung 8 
Massnahmen keine Besonderen 
  
Art und Umfang  
Rechtsform Stiftung 
Einflussnahme Der Regierungsrat wählt den Präsidenten oder die 

Präsidentin und die weiteren 7 bis 15 Mitglieder 
des Stiftungsrates. 

Zuständiges Departement GSD 
Zweck der Organisation Förderung und Verwirklichung der beruflichen, ge-

sellschaftlichen und kulturellen Eingliederung von 
Behinderten. Die Stiftung arbeitet mit Institutionen 
der Invalidenhilfe und der eidgenössischen Invali-
denversicherung zusammen und hat insbesondere 
folgende Aufgaben zu erfüllen: Errichtung und Füh-
rung geeigneter Arbeitsstätten zur Ausbildung, Be-
schäftigung und Betreuung Behinderter; Errichtung 
und Führung von Wohnheimen und Invalidenwoh-
nungen. 

Kantonale Aufgabe Sicherstellung eines bedarfsgerechten Angebots 
an sozialen Einrichtungen. 

Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Ertrag (in Mio. Fr.) 88,1 89,7 93,7  
Aufwand (in Mio. Fr.) 88,1 88,0 87,8  
  
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 0,1 0,3 0,4 0,1 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 25,2 25,7 26,1 23,7 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Otto Wyss (2020) 

Neuwahlen: Markus Theiler (2020) 
Kantonsvertretung keine 
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3.2.1.4 Stiftung für Schwerbehinderte Luzern SSBL 
 
Risiko  
Risikokategorie B 
Begründung Betrieb mit hoher Komplexität und grossen Volu-

men. 
Veränderung zur letzten BS Die bisherige Begründung (hohe Beitragszahlun-

gen des Kantons) wurde um die Komplexität erwei-
tert. 

Hauptrisiken Steigende Kosten durch demografische Entwick-
lung und zunehmende Verhaltensauffälligkeiten. 
Trend von lokalen zu regionalen Standorten. Wei-
tere Zunahme von Pflege- und Intensivfällen kann 
zu Anpassungsinvestitionen führen. 

Massnahmen Monitoring der Leistungsvereinbarung.  
  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten. 

− Beschäftigungs- und Wohnplätze für Menschen 
mit Behinderungen wirksam und zweckmässig 
ausbauen und sicherstellen. 

− Abteilungen mit Intensivpflege sollen mittelfristig 
auf die Pflegheimliste gesetzt werden, damit 
Kanton und Gemeinden durch Krankenkassen-
zahlungen entlastet werden. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung auf Kurs 
Grad der Umsetzung 8 
Massnahmen keine 
  
Art und Umfang  
Rechtsform Stiftung 
Einflussnahme Der Regierungsrat wählt den Präsidenten oder die 

Präsidentin und mindestens sechs, maximal acht 
weitere Mitglieder des Stiftungsrates. 

Zuständiges Departement GSD 
Zweck der Organisation Förderung der sozialen Eingliederung behinderter 

Menschen sowie deren Begleitung in allen Lebens-
bereichen; Anbietung von Wohn-, Förder- und Be-
schäftigungsmöglichkeiten sowie integrative Mass-
nahmen für Erwachsene und Kinder im Vorschulal-
ter mit geistiger Behinderung; Zugänglichmachen 
der Stiftungsanlagen für Bildungs- und andere 
Zwecke. 

Kantonale Aufgabe Sicherstellung eines bedarfsgerechten Angebots 
an sozialen Einrichtungen. 
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Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Ertrag (in Mio. Fr.) 72,7 71,9 72,5  
Aufwand (in Mio. Fr.) 70,2 70,2 71,9  
  
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 0,1 0,0 0,5 - 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 44,7 44,7 46,1 46,3 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Margrit Fischer Willimann (2017), Margrit 

Thalmann-Teiler (2017), Flavio Filippini (2017), 
Cécile Bachmann (2018), Albin Dietrich (2019), Al-
bert Vitali † (2020) 
Neuwahlen: Esther Schönenberger (2017), Priska 
Wismer-Felder (2017), Thomas Waser (2017), Ka-
rin Auf der Maur-Reichmuth (2018), Dr. Lars Mohr 
(2019), Jim Wolanin (2020) 

Kantonsvertretung keine 
 

3.2.1.5 Dr.-Josef-Schmid-Stiftung 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Das Risiko besteht einzig darin, dass ohne Zinser-

träge keine Druckkostenbeiträge an wissenschaftli-
che Publikationen ausgerichtet werden können. 

Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele Mit den Zinserträgen aus dem angelegten Stif-

tungskapital sollen möglichst viele Druckkostenbei-
träge an wissenschaftliche Publikationen von Lu-
zerner Autorinnen und Autoren ausgerichtet wer-
den. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Das strategische Ziel wird laufend verfolgt. 
Grad der Umsetzung 9 
Massnahmen Zusprechung von Druckkostenbeiträgen an wissen-

schaftliche Arbeiten.  
  
Art und Umfang  
Rechtsform Stiftung 
Einflussnahme Gemäss Stiftungsreglement stellt der Kanton Lu-

zern alle drei Stiftungsräte. 
Zuständiges Departement BKD 
Zweck der Organisation Ausrichtung von Beiträgen an die Drucklegung wis-

senschaftlicher Arbeiten von Luzerner Autorinnen 
und Autoren. 
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Kantonale Aufgabe Wahrung der Stiftungsinteressen im Rahmen des 
Erbvertrages. 

  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) keine    
Ausgaben (in Mio. Fr.) keine    
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Patrick Häfliger, Dr. Ulrich Niederer 

Neuwahlen: Beat Feer, Dr. Rudolf Mumenthaler 
Kantonsvertretung − Hans-Peter Heini (Präsident) 

− Beat Feer (Quästor), Bereichsleiter Controlling 
FD 

− Prof. Dr. Rudolf Mumenthaler (wissenschaftlicher 
Berater), Direktor ZHB, seit 2017. 

 

3.2.1.6 Jugenddorf St. Georg Bad Knutwil, Knutwil 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Gegenüber dem Kanton besteht per Ende 2020 

noch eine restliche Darlehensschuld von 0,2 Millio-
nen Franken. Die Rückzahlung erfolgt plangemäss 
und sollte per Ende 2021 abgeschlossen sein, 
wenn nicht aufgrund des neuen Angebots STA-BIL 
(Angebot, hoher Betreuungsschlüssel und inte-
grierte Psychotherapie) die Rückzahlung ausge-
setzt wird. 

Veränderung zur letzten BS Die Bewertungskriterien betreffend Darlehens-
schuld wurden den aktuellen Gegebenheiten ange-
passt. 

Hauptrisiken − Rückzahlung des Annuitäten-Darlehens. 
− Fehlverhalten von Mitarbeitern (Reputation). 
− Im Falle einer Auflösung der Stiftung entstünden 

Mehraufwendungen beim Platzieren von Jugend-
lichen aus dem Kanton Luzern. Diese sind in der 
Minderzahl, zurzeit hat es mehr Jugendliche aus 
anderen Kantonen im Jugenddorf. 
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Massnahmen Im vergangenen Jahr war die Belegungssituation 
grundsätzlich gut – mit den üblichen Schwankun-
gen. Die Produktions- und Dienstleistungsbetriebe 
arbeiteten erfolgreich und konnten Schwankungen 
bei der Belegung weitgehend ausgleichen. Das 
Projekt «Familienaktivierung» wurde erfolgreich 
implementiert. Das Projekt STA-BIL (Angebot, ho-
her Betreuungsschlüssel und integrierte Psycho-
therapie) geht nach Zusage der Dienststelle Sozia-
les und Gesellschaft betreffend Kostenanteil Kan-
ton definitiv in die Umsetzung und soll im Herbst 
2021 eröffnet werden. 

  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten. 

− Es soll mittels spezialisierter Förderung und Be-
treuung ein eigenverantwortliches Leben der Be-
treuten angestrebt werden. 

− Spätere Aufenthalte im Strafvollzug sollen so ver-
mieden werden. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung laufend 
Grad der Umsetzung 9 
Massnahmen keine besonderen 
  
Art und Umfang  
Rechtsform Stiftung 
Einflussnahme Der Regierungsrat wählt die Mitglieder des Stif-

tungsrates. Der Kanton stellt ein Mitglied im Stif-
tungsrat (Vertreter/in aus dem JSD). 

Zuständiges Departement JSD 
Zweck der Organisation Führung einer Institution für männliche Jugendliche 

und junge Erwachsene mit Verhaltensauffälligkei-
ten und Entwicklungsdefiziten. 

Kantonale Aufgabe Förderung des gesellschaftlichen Zusammenhalts. 
  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 0,0 0,0 0,0 0,0 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 3,1 3,6 3,6 3,0 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Erna Müller (2017), Beatriz Gil Jayyousi 

(2018), Madeleine Meier (2019), Roland Hofstetter 
(2019) 
Neuwahlen: Michael Kurmann (2017), Roland Zihl-
mann (2017), Christine Glur (2018), Patricia Dor-
mann Flückiger (2019), Christoph Schmid (2019) 
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Kantonsvertretung − Patricia Dormann Flückiger, DS JSD 
− Guido Weingartner, Jugendanwaltschaft des 

Kantons Luzern 
 

3.2.1.7 Roman Fischer-Stiftung 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Die Roman Fischer-Stiftung ist eine Organisation 

der Wohlfahrtspflege, hervorgegangen aus der 
Widmung eines Vermögens. 

Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele Beteiligung halten; dies aufgrund des sozialen 

Zwecks und historischen Hintergrunds. 
Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Der Stiftungszweck wird eingehalten. 
Grad der Umsetzung 9 
Massnahmen Keine besonderen.  
  
Art und Umfang  
Rechtsform Stiftung 
Einflussnahme Der Regierungsrat wählt alle Mitglieder des Stif-

tungsrates. 
Zuständiges Departement GSD 
Zweck der Organisation In Ergänzung der Leistungen der Sozialversiche-

rungen minderbemittelten Schweizerinnen und 
Schweizern sowie Ausländerinnen und Ausländern 
mit Aufenthalt im Kanton Luzern oder in der Inner-
schweiz Beiträge an die Kosten von ärztlichen Be-
handlungen, Operationen, Unterkunft und Verpfle-
gung in der Augenklinik des Kantonsspitals Luzern 
sowie für die Anschaffung von ärztlich verordneten 
Brillen, künstlichen Augen und dergleichen gewäh-
ren oder diese Kosten ganz übernehmen. Ferner 
kann die Stiftung Beiträge an medizinische Einrich-
tungen der Augenklinik leisten. 

Kantonale Aufgabe Soziale Einrichtung, hervorgegangen aus der Wid-
mung eines Vermögens. 

  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) keine 
Ausgaben (in Mio. Fr.) keine 
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Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Alle Stiftungsräte wurden im Rahmen einer Ge-

samterneuerungswahl wiedergewählt.  
Kantonsvertretung keine 

 

3.2.1.8 Speicherbibliothek AG 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Die Aktiengesellschaft ist nur für die Infrastruktur 

der Speicherbibliothek verantwortlich. Die Risiken, 
die die Infrastruktur betreffen, sind gering (ev. 
nachträgliche Baumängel oder Naturereignisse). 

Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele − Bereitstellung der Infrastruktur für ein sicheres 

und wirtschaftliches Aussenlager für die Zentral- 
und Hochschulbibliothek (ZHB) Luzern, in Ko-
operation mit Partnerbibliotheken aus Zürich 
(Zentralbibliothek, Universitätsbibliothek), Basel 
(Universitätsbibliothek), Solothurn (Kantonsbibli-
othek) und St. Gallen (Universitätsbibliothek). 

− Sicherung der Infrastruktur für die langfristige und 
sichere Lagerung von Beständen der Bibliothe-
ken. 

− Steigerung der Synergieeffekte durch Gewinnung 
neuer Partner und Kundinnen 

Veränderung zur letzten BS Das dritte strategische Ziel ist neu hinzugekom-
men.  

Stand der Umsetzung Der ordentliche Betrieb läuft. 
Grad der Umsetzung 10 
Massnahmen Sicherstellung der nötigen Infrastruktur für die Spei-

cherbibliothek. Gewinnung neuer Partner. 
  
Art und Umfang  
Rechtsform Aktiengesellschaft 
Gesellschaftskapital (Art) Aktienkapital 
Gesellschaftskapital (Höhe) 6,15 Millionen Franken 
Anteil Kanton 4,15 Millionen Franken (67,5%), davon 3,15 Millio-

nen Franken in Form einer Sacheinlage und 1 Mil-
lion Franken Bareinlage.  

Einflussnahme − Verwaltungsrat: Einer von vier Verwaltungsräten, 
− Generalversammlung gemäss Beteiligungsquote 

(67,5 %). 
Zuständiges Departement BKD 
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Zweck der Organisation Bereitstellung der Infrastruktur für eine Speicher-
bibliothek mitsamt Planung, Bauausführung, In-
standhaltung und Erweiterung der hierzu erforderli-
chen Immobilien; Beteiligungen; Erwerb, Belas-
tung, Veräusserung und Verwaltung von Grundei-
gentum; Vornahme von Finanzierungen; Eingehen 
von Garantien und Bürgschaften für Tochtergesell-
schaften und Dritte. 

Kantonale Aufgabe Allgemeine Versorgung sichern. Sicherung und 
Aufbewahrung wertvoller historischer Dokumente 
und Handschriften sowie Dienstleistungen für die 
Öffentlichkeit. 

  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 0,0 0,0 0,0 0,0 
Ausgaben (in Mio. Fr.) - - - - 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Franz Hupfer (2020) 

Neuwahlen: Hans-Peter Heini (2020) 
Kantonsvertretung Hans-Peter Heini 

 

3.2.1.9 Spitalstiftung Paul und Gertrud Fischbacher-Labhardt 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Lediglich Wahrung des Stiftungszwecks gemäss 

Erbvertrag. 
Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele Beteiligung halten; dies aufgrund des sozialen 

Zwecks und des historischen Hintergrunds. 
Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Der Stiftungszweck wird eingehalten. 
Grad der Umsetzung 9 
Massnahmen Die Aufsicht über die Umsetzung des Stiftungs-

zwecks wird durch die Einsitznahme wahrgenom-
men. 

  
Art und Umfang  
Rechtsform Stiftung 
Einflussnahme Der Regierungsrat wählt alle Mitglieder des Stif-

tungsrates. 
Zuständiges Departement GSD 
Zweck der Organisation Leisten eines jährlichen Beitrags sowie weiterer 

Beiträge für besondere Zwecke im Rahmen des 
Betriebs des Kinderspitals. 
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Kantonale Aufgabe Wahrung der Stiftungsinteressen im Rahmen des 
Erbvertrages. 

  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) keine 
Ausgaben (in Mio. Fr.) keine 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen keine 
Kantonsvertretung Erwin Roos, Departementssekretär GSD 

 

3.2.1.10 St. Charles Hall-Stiftung Paul und Gertrud Fischbacher-Lab-
hardt 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Die private Stiftung ist Eigentümerin der St. Charles 

Hall, und die Verwaltung wird von ihr professionell 
wahrgenommen. Der Regierungsrat wählt die von 
der St. Charles Hall vorgeschlagenen Stiftungsrä-
tinnen und –räte. 

Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten. 

− Optimale und wirtschaftliche Nutzung der Liegen-
schaft im Rahmen des Erbvertrages. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung läuft 
Grad der Umsetzung 10 
Massnahmen Professionelle Verwaltung durch die Stiftung.  
  
Art und Umfang  
Rechtsform Stiftung 
Einflussnahme − Der Regierungsrat wählt alle Mitglieder des Stif-

tungsrates. 
− Dem Stiftungsrat gehört von Amtes wegen das 

Mitglied des Regierungsrates an, welches dem 
BKD vorsteht. 

Zuständiges Departement BKD 
Zweck der Organisation Die Stiftung bezweckt, «die Liegenschaft mit ihrer 

Ausstattung zu erhalten und sie im Dienste der Öf-
fentlichkeit zu gestalten», unter anderem als Ort 
der Begegnung und für kulturelle und andere An-
lässe. Zudem ist die Stiftung zuständig für den Un-
terhalt und den Betrieb der Liegenschaft. 
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Kantonale Aufgabe − Nutzung der Liegenschaft für verschiedenartige 
Veranstaltungen. 

− Erhaltung des kulturell wertvollen Objektes. 
− Kulturförderung. 

  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 0,0 0,0 0,0 0,0 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 0,0 0,0 0,0 0,0 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Reto Wyss (2019) 

Neuwahlen: Marcel Schwerzmann (2019) 
Kantonsvertretung Marcel Schwerzmann, Regierungsrat 

 

3.2.1.11 Stiftung Schloss Wyher 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Das Schloss ist offiziell im Eigentum der Stiftung. 

Diese hat aber kaum Stiftungskapital für die Sanie-
rung, den Unterhalt usw. Sie ist deshalb auf den 
Gönnerverein und die öffentliche Hand angewie-
sen. 

Veränderung zur letzten BS Die Begründung wurde dahingehend ergänzt, dass 
die Stiftung kaum Stiftungskapital besitzt.  

  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten. 

− Kosten- und ertragsneutral. 
Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung läuft 
Grad der Umsetzung 5 
Massnahmen Geschäftsführung durch den Kanton und kantonale 

Beteiligung an der Sanierung. 
  
Art und Umfang  
Rechtsform Stiftung 
Einflussnahme Der Regierungsrat wählt alle Mitglieder des Stif-

tungsrates. 
Zuständiges Departement BKD 

 



57 

Zweck der Organisation Das durch die Restaurierung gerettete Schloss 
samt Schlossanlage ist in einem tadellosen Zu-
stand zu erhalten. Das Kulturdenkmal ist als Zeuge 
vergangener luzernischer Herren- und Bauernkul-
tur der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Grund-
sätzlich muss die ganze Anlage als solche der Öf-
fentlichkeit zugänglich sein. Das Schloss kann als 
Ganzes oder einzelne Räume davon verpachtet 
bzw. vermietet oder Organisationen als Repräsen-
tations- oder Ausstellungsunterkunft zur Verfügung 
gestellt werden. 

Kantonale Aufgabe Denkmalpflege und Kulturförderung. 
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) - - - - 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 0,2 0,1 0,1 0,1 
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen keine 
Kantonsvertretung Albin Bieri (Stiftungsrat und Geschäftsführer), Pro-

jektleiter Kulturförderung, Dienststelle Hochschul-
bildung und Kultur 

 

3.2.2 Minderheitsbeteiligungen des privaten Rechts 

3.2.2.1 Trägerstiftung Kultur- und Kongresszentrum am See 
 
Risiko  
Risikokategorie B 
Begründung Die Bürgschaft für die Dachsanierung wurde in An-

spruch genommen. 
Veränderung zur letzten BS Die Risikokategorie wurde von C auf B erhöht. Der 

Grund ist das höhere finanzielle Risiko für den 
Kanton aufgrund der in Anspruch genommenen 
Bürgschaft. In der letzten Beteiligungsstrategie hat 
die Trägerstiftung die Bürgschaft noch nicht bean-
sprucht.  

Hauptrisiken Bei Eintreten des Bürgschaftsfalles (bzw. wenn ge-
stützt auf § 49 FLV entsprechende Rückstellungen 
gebildet werden müssten) würden die Erfolgs- und 
die Geldflussrechnung und somit die Schulden-
bremse des Kantons entsprechend belastet. 
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Massnahmen Das Finanzdepartement nimmt ein periodisches 
Reporting vor. Dieses umfasst unter anderem die 
Analyse der Erfolgsrechnung, der Bilanz und des 
Revisionsberichtes der Trägerstiftung KKL Luzern 
und Controlling-Gespräche mit der Trägerstiftung 
KKL Luzern. Das Finanzdepartement wird die 
Bürgschaft überwachen und jährlich eine Risikoein-
schätzung und falls notwendig eine Rückstellung 
vornehmen. 

  
Strategie  
Strategische Ziele − Schaffung von qualitätsvollen räumlichen und be-

trieblichen Voraussetzungen für kulturelle, ge-
sellschaftliche und wirtschaftliche Anlässe. 

− Sicherung eines ordnungsgemässen Unterhaltes, 
von angemessenen baulichen Erneuerungen 
und von periodischen technischen Nachrüstun-
gen des KKL. 

− Klare Trennung der Finanzierung von kurzfristi-
gen Betriebsaufgaben und mittel- bis langfristi-
gen Unterhaltsaufgaben. 

− Führung eines Erneuerungsfonds für den Gebäu-
deunterhalt zwecks Sicherung einer möglichst 
hohen Selbstfinanzierung.  

− Allfällige Überschüsse, die nicht für Unterhalt, Er-
neuerung oder Nachrüstung zurückgestellt wer-
den, müssen zur Unterstützung kultureller Aktivi-
täten im KKL verwendet werden. 

Veränderung zur letzten BS In der letzten Beteiligungsstrategie wurden keine 
strategischen Ziele formuliert, weil aufgrund des 
tiefen Risikos keine Eignerstrategie erstellt wurde. 

Stand der Umsetzung Wird erstmals mit dem Bericht über die Umsetzung 
der Beteiligungsstrategie 2021 erhoben. 

Grad der Umsetzung Wird erstmals mit dem Bericht über die Umsetzung 
der Beteiligungsstrategie 2021 erhoben. 

Massnahmen Das Finanzdepartement nimmt ein periodisches 
Reporting über die finanzielle Situation der Träger-
stiftung KKL vor. 

  
Art und Umfang  
Rechtsform Stiftung 
Einflussnahme Der Kanton kann 2 von 13 Stiftungsrätinnen und  

–räte direkt delegieren. 
Zuständiges Departement FD 
Zweck der Organisation Eigentümerin des KKL-Gebäudes, dessen Anlagen 

und Einrichtungen. Damit trägt sie die Verantwortung 
für deren Bestand und Unterhalt. 

Kantonale Aufgabe Kulturförderung 
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Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Ertrag (in Mio. Fr.) Wird erstmals mit dem Faktenblatt 2021 erhoben. 
Aufwand (in Mio. Fr.) Wird erstmals mit dem Faktenblatt 2021 erhoben. 
  
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) - - - - 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 0,5 0,5 0,5 0,5 
  
Entwicklung/Prognose Wird erstmals mit dem Faktenblatt 2021 erhoben. 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Marcel Schwerzmann (2019), Lukas 

Gresch (2020) 
Neuwahlen: Reto Wyss (2019), Vincenz Blaser 
(2020) 

Kantonsvertretung Reto Wyss, Regierungsrat 
Vincenz Blaser, Staatsschreiber 

 

3.2.2.2 Cantosana AG 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Die Cantosana AG hat keine operativen Aufgaben. 

Die Mitglieder der Cantosana AG motivieren ledig-
lich die Leistungserbringer in ihrem Einflussgebiet 
zu einem fristgerechten Anschluss an die Stamm-
gemeinschaft «Cross Affinity Domain» (XAD). 

Veränderung zur letzten BS Neue Beteiligung seit 2019 
  
Strategie  
Strategische Ziele Erarbeitung und Verabschiedung einer Gover-

nance für die Betriebsgesellschaft axsana AG. 
Veränderung zur letzten BS neue Beteiligung seit 2019 
Stand der Umsetzung auf Kurs 
Grad der Umsetzung 7 
Massnahmen keine besonderen 
  
Art und Umfang  
Rechtsform Aktiengesellschaft 
Gesellschaftskapital (Art) Aktienkapital 
Gesellschaftskapital (Höhe) 0,132 Millionen Franken 
Anteil Kanton 10,7 Prozent 
Einflussnahme − Verwaltungsrat: Eines von acht Verwaltungsrats-

mitgliedern. 
− Generalversammlung gemäss Beteiligungsquote 

(10,7 %). 
Zuständiges Departement GSD 
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Zweck der Organisation Die Cantosana AG ist die Trägerorganisation der 
öffentlichen Hand für den Aufbau eines eHealth-
Netzwerkes zur Umsetzung des Bundesgesetzes 
zum elektronischen Patientendossier (EPDG). 

Kantonale Aufgabe Förderung eines eHealth-Netzwerks für die Umset-
zung des elektronischen Patientendossiers (EPD). 

  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.)   - - 
Ausgaben (in Mio. Fr.)   0,0 - 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Im Verwaltungsrat ist jeweils ein Regierungsrats-

mitglied der Kantone NW, BS, LU, ZG, ZH, BE, SZ 
und UR vertreten.  

Kantonsvertretung Guido Graf, Regierungsrat 
 

3.2.2.3 Europaforum 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Es bestehen angesichts der nach wie vor geringen 

finanziellen Beteiligung des Kantons nur Reputati-
onsrisiken, z. B. bei einem Ausfall oder bei finanzi-
ellen Schwierigkeiten des Europaforums. 

Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele Beteiligung halten. 
Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Auf Kurs. Durch eine umfassende organisatorische 

Neuausrichtung im Jahr 2019 gewinnt das Europa-
forum stetig an Ausstrahlung und Relevanz. 

Grad der Umsetzung - 
Massnahmen - 
  
Art und Umfang  
Rechtsform Verein 
Einflussnahme Eines von acht Vorstandsmitgliedern. 
Zuständiges Departement BUWD 
Zweck der Organisation Plattform für europäische Vertreterinnen und Ver-

treter aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur 
und Sport. Fördert nationalen Dialog über Europa 
und die schweizerische Europapolitik. 

Kantonale Aufgabe Auseinandersetzung mit europapolitischen Themen 
und Vernetzung. 
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Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) - - 0,0 - 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 0,0 0,0 0,0 0,1 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Im Jahr 2019 wurde der Vorstand des Europafo-

rums aufgrund eines Umbaus und einer Statuten-
änderung umfassend erneuert und besteht aus 
Vertreterinnen und Vertretern der Wirtschaft, der 
Stadt Luzern (Stadtpräsident) und dem Kanton 
(Vorsteher BUWD). 

Kantonsvertretung Fabian Peter, Regierungsrat 
 

3.2.2.4 Innerschweizer Kulturstiftung 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Ausser Reputationsrisiko keine besonderen Risi-

ken ersichtlich. 
Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten.  

− Imageförderung der Zentralschweiz als Kultur-
raum. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Der Stiftungszweck wird eingehalten.  
Grad der Umsetzung 10 
Massnahmen Keine besonderen.  
  
Art und Umfang  
Rechtsform Stiftung 
Einflussnahme Zwei von sieben Stiftungsräten.  
Zuständiges Departement BKD 
Zweck der Organisation Auszeichnung von Werken innerschweizerischer 

Schriftstellerinnen und Schriftsteller sowie wissen-
schaftlicher Werke aus dem Kulturgebiet der Inner-
schweiz gemäss der im Stiftungsstatut vom 30. Ap-
ril 1951 enthaltenen Regelung. 

Kantonale Aufgabe − Kulturförderung. 
− Vergabe des Innerschweizer Kulturpreises für be-

deutende wissenschaftliche oder kulturelle Leis-
tungen zur Förderung von Kulturschaffenden aus 
der Region. 
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Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) - - - - 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 0,0 0,0 0,0 0,0 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Franz Enderli (RR OW, 2018), Reto Wyss 

(2019), Lukas Gresch (2020) 
Neuwahlen: Christian Schärli (RR OW, 2018), 
Marcel Schwerzmann (2019), Stefan Sägesser 
(2020) 

Kantonsvertretung − Marcel Schwerzmann, Regierungsrat 
− Stefan Sägesser, Kulturbeauftragter 
 

 

3.2.2.5 InNet Monitoring AG 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Aus aktienrechtlicher Sicht haftet der Kanton Lu-

zern als Aktionär nur im Umfang des von ihm ge-
zeichneten Kapitals (0,2 Mio. Fr.). 

Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele Beteiligung halten. 
Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Zielzustand erreicht, keine Veränderung absehbar. 
Grad der Umsetzung 9 
Massnahmen keine 
  
Art und Umfang  
Rechtsform Aktiengesellschaft 
Gesellschaftskapital (Art) Aktienkapital 
Gesellschaftskapital (Höhe) 1,2 Millionen Franken 
Anteil Kanton 16,6 Prozent (0,2 Mio. Fr.) 
Einflussnahme − Verwaltungsrat: Einer von fünf 

− Generalversammlung: 16,7 Prozent Stimmenan-
teil 

Zuständiges Departement BUWD 
Zweck der Organisation Umweltdienstleistungen, insbesondere in den Be-

reichen Monitoring, Datenverwaltung und Kommu-
nikation; erfüllt die Aufgaben nach Artikel 2 der In-
terkantonalen Vereinbarung über die Gründung ei-
ner interkantonalen Umweltagentur vom 1. Juni 
2003 (SRL Nr. 700a). 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/700a
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Kantonale Aufgabe − Bundesrechtliche Vollzugsaufgaben im Umwelt-
bereich. 

− Dienstleistungen im Umweltbereich, insbeson-
dere für Messungen der Luftqualität. 

  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 0,0 0,0 0,0 0,0 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 0,7 0,7 0,8 1,0 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Hansrudolf Fellmann (2020), Alexander 

Imhof (2020) 
Neuwahlen: Thomas Kleger (2020), Niklas Joos 
(2020) 

Kantonsvertretung Ruedi Gubler, Abteilungsleiter Dienststelle Umwelt 
und Energie 

 

3.2.2.6 Luzern Bäuerliche Bürgschafts-Stiftung (BST) 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Vorsichtige und auf Sicherheit ausgerichtete Geld-

anlagepraxis und Bürgschaftsübernahme. 
Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele Beteiligung halten.  
Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Ziele erreicht. 
Grad der Umsetzung 8 
Massnahmen Solide Abklärung der Bürgschaftsverpflichtungen, 

damit keine Verluste entstehen. 
  
Art und Umfang  
Rechtsform Stiftung 
Gesellschaftskapital (Art) Stiftungskapital 
Gesellschaftskapital (Höhe) 1,8 Millionen Franken 
Anteil Kanton 2,8 Prozent (0,05 Mio. Fr.).  
Einflussnahme Zwei von fünf Vorstandsmitgliedern werden vom 

Regierungsrat gewählt (drei wählt die Generalver-
sammlung). Der Vorstand ist personell identisch mit 
dem Vorstand der Landwirtschaftlichen Kreditkasse 
des Kantons Luzern (vgl. Kap. 3.1.2.3). 

Zuständiges Departement BUWD 
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Zweck der Organisation Beruflich ausgewiesenen Landwirten, welche land-
wirtschaftliche Betriebe im Kanton Luzern bewirt-
schaften, durch Leistung von Bürgschaften die Auf-
nahme von Darlehen zu tragbaren Bedingungen 
erleichtern; Eingehen von Bürgschaften zugunsten 
von Körperschaften mit Geschäftssitz im Kanton 
Luzern, welche durch ihre Tätigkeit vorwiegend der 
Landwirtschaft dienen; Erbringung von Leistungen 
im Sinn von Artikel 78 Absatz 3 des Bundesgeset-
zes über die Landwirtschaft (SR 910.1) 

Kantonale Aufgabe Gewährung von Betriebshilfen.  
  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) - 0,0 0,0 0,0 
Ausgaben (in Mio. Fr.) - - - - 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Christoph Böbner (2018), Peter Riedweg 

(2019) 
Neuwahlen: Dieter Hess (2019), Daniel Felder 
(2019) 

Kantonsvertretung − Dieter Hess, Dienststellenleiter Landwirtschaft 
und Wald 

− Beda Estermann, Berufsbildungszentrum Natur 
und Ernährung Hohenrain 

 

3.2.2.7 Luzerner Jugendstiftung 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Die Luzerner Jugendstiftung wurde 1991 mit einem 

Stiftungskapital von rund 2,2 Millionen Franken er-
richtet. Entsprechend ihrem Stiftungszweck unter-
stützt sie mit diesen Geldern Jugendprojekte. Auf-
grund der wirtschaftlichen Lage der letzten Jahre 
hat sich das Kapital verringert. 

Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele Beteiligung halten.  
Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Der Stiftungszweck wird eingehalten. 
Grad der Umsetzung 8 
Massnahmen Jährliches Austauschtreffen mit dem Präsidenten 

oder Geschäftsführer. 
  

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1998/3033_3033_3033/de
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Art und Umfang  
Rechtsform Stiftung 
Einflussnahme Der Stiftungsrat setzt sich aus maximal 15 Mitglie-

dern zusammen, wovon der Regierungsrat den 
Präsidenten oder die Präsidentin und drei weitere 
Mitglieder bestimmt. 

Zuständiges Departement GSD 
Zweck der Organisation Unterstützung und Förderung der Jugend im Kan-

ton Luzern. 
Kantonale Aufgabe Kinder- und Jugendförderung. 
  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) - - - - 
Ausgaben (in Mio. Fr.) - - - - 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Burkard Eggenberger (2019) 

Neuwahlen: Laura Amstutz (2020) 
Kantonsvertretung − Markus Baumann, Kantonsrat 

− Anna Balbi, Albert Koechlin Stiftung 
− Lukas Müller, verbandliche Jugendarbeit 
− Laura Amstutz, ehem. Leiterin Regionalstelle 

Zentralschweiz, infoklick.ch 
 

3.2.2.8 Raumdatenpool Kanton Luzern 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Bietet der Raumdatenpool für die Gemeinden und 

Werke (Strom, Gas, Wasser u.a.) zu wenig attrak-
tive Dienstleistungen an, besteht das Risiko, dass 
diese aus dem Verein austreten. 

Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele Beteiligung halten.  
Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung auf Kurs 
Grad der Umsetzung 8 
Massnahmen Umsetzung der Strategie 2018–2021, weiterer Auf-

bau und Festigung des Netzwerks. 
  
Art und Umfang  
Rechtsform Verein 
Gesellschaftskapital (Art) Vereinskapital 
Gesellschaftskapital (Höhe) 0,1 Millionen Franken 
Anteil Kanton 33,3 Prozent 
Einflussnahme Zwei von neun Sitzen im Vorstand 
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Zuständiges Departement BUWD 
Zweck der Organisation Der Verein bezweckt die kostengünstige und effizi-

ente Schaffung und Aufrechterhaltung einer Platt-
form für die Koordination, den Austausch und die 
Zugänglichkeit raumbezogener Daten auf dem Ge-
biet des Kantons Luzern. Angestrebt wird eine 
möglichst schnelle, flächendeckende und standar-
disierte Datenverfügbarkeit, deren wirtschaftliche 
Nutzung mittels Geoinformationssystem (GIS) so-
wie der Informationsaustausch zwischen dem Kan-
ton Luzern, den Einwohnergemeinden und den 
Werken. Der Raumdatenpool Kanton Luzern bildet 
einen Teil der nationalen Geodaten-Infrastruktur 
(NGDI). 

Kantonale Aufgabe − Erfassung, Nachführung und Dokumentierung 
von Geodaten. 

− Erarbeitung und Umsetzung von Richtlinien und 
Spezifikationen. 

Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 0,2 0,3 0,2 0,1 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 0,1 0,1 0,1 0,1 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen keine 
Kantonsvertretung − Sven-Erik Zeidler, Dienststellenleiter Raum und 

Wirtschaft 
− Thomas Hösli, Abteilungsleiter Geoinformation  

 

3.2.2.9 Schweizer Bibliotheksdienst Genossenschaft 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Der Kanton Luzern hat nur eine Kleinstbeteiligung 

und das Risiko ist gering. Aufgrund der sehr breiten 
Trägerschaft hat ein Ausstieg einzelner Träger nur 
geringe Auswirkungen. 

Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten. 

− Branchentrends, Entwicklungen und Ähnliches 
wahrnehmen 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung läuft 
Grad der Umsetzung 10 
Massnahmen keine besonderen 
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Art und Umfang  
Rechtsform Genossenschaft 
Gesellschaftskapital (Art) Genossenschaftskapital 
Gesellschaftskapital (Höhe) 0,9 Millionen Franken 
Anteil Kanton 4 Prozent (39'100 Franken) 
Einflussnahme Jeder Genossenschafter hat in der Generalver-

sammlung eine Stimme, ohne Rücksicht auf die 
Zahl und die Höhe der Anteilscheine. 

Zuständiges Departement BKD 
Zweck der Organisation Fördert als Selbsthilfeorganisation das Bibliotheks-

wesen der Schweiz. 
Kantonale Aufgabe − Bildungs- und Kulturförderung. 

− Zugang zu Dienstleistungen des Schweizer Bibli-
otheksdienstes gewährleisten. 

  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) - - - - 
Ausgaben (in Mio. Fr.) - - - - 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Vereinzelt Austritte und Neuwahlen im Vorstand in 

den Jahren 2017 und 2019. 
Kantonsvertretung keine 

 

3.2.2.10 Schweizer Salinen AG 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Es handelt sich um eine Beteiligung, um das Salz-

monopol für den Kanton zu erhalten und die Ver-
sorgung mit günstigem Salz zu gewährleisten. Es 
bestehen für den Kanton keine Risiken. 

Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele Beteiligung halten. 
Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Der Kanton muss an der Gesellschaft beteiligt sein, 

um seinen Anteil am Monopol geltend machen zu 
können. 

Grad der Umsetzung 10 
Massnahmen keine besonderen 
  
Art und Umfang  
Rechtsform Aktiengesellschaft 
Gesellschaftskapital (Art) Aktienkapital 
Gesellschaftskapital (Höhe) 11,2 Millionen Franken 
Anteil Kanton 5,2 Prozent 
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Einflussnahme Jeder Aktionärskanton sowie das Fürstentum 
Liechtenstein sind durch den Finanzdirektor oder 
die Finanzdirektorin im Verwaltungsrat vertreten. 

Zuständiges Departement FD 
Zweck der Organisation Die Gesellschaft bezweckt die Produktion, die Ein- 

und Ausfuhr, den Handel, den Verkauf und die Ver-
wertung von Salz, Salzgemischen und Sole sowie 
die Ausübung aller damit zusammenhängenden 
Geschäfte. 

Kantonale Aufgabe − Salzregal. 
− Sicherstellung der Versorgung mit Salz, insbe-

sondere Auftausalz. 
  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 0,5 0,7 0,5 0,6 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 2,3 1,0 1,3 0,4 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Diverse Wechsel. Die Kantone bestimmen die Kan-

tonsvertreter im Verwaltungsrat. 
Kantonsvertretung Reto Wyss, Regierungsrat 

 

3.2.2.11 SelFin Invest AG 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Es bestehen für den Kanton Luzern zurzeit keine 

Risiken. 
Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele Beteiligung halten. 
Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Der Kanton Luzern hält seinen Anteil von 5,2 Pro-

zent. Die vorhandenen Mittel werden bewirtschaf-
tet. Aktuell ist keine Finanzierung von Investitionen 
geplant. 

Grad der Umsetzung 10 
Massnahmen keine besonderen 
  
Art und Umfang  
Rechtsform Aktiengesellschaft 
Gesellschaftskapital (Art) Aktienkapital 
Gesellschaftskapital (Höhe) 10,0 Millionen Franken 
Anteil Kanton 5,2 Prozent 
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Einflussnahme Anteil am Aktienkapital. Die Amtszeit im Verwal-
tungsrat beträgt ein Jahr. Im Verwaltungsrat sind 
amtierende oder ehemalige Regierungsräte der 
Kantone. Der Kanton Luzern ist zurzeit nicht vertre-
ten.  

Zuständiges Departement FD 
Zweck der Organisation Die Gesellschaft bezweckt die Erbringung von 

Dienstleistungen mit Immobilienverwaltung, Finan-
zierungen und der Verwaltung und Bewirtschaftung 
von Vermögen, Beteiligungen und Rechten, ein-
schliesslich Immaterialgüterrechten, sowie die Vor-
nahme von Finanz-, Handels- und Finanzierungs-
geschäften jeglicher Art, namentlich im Bereich der 
Salzgewinnung und der Salzversorgung in der 
Schweiz. 

Kantonale Aufgabe Salzregal. Die Selfin Invest AG, im Jahr 2013 ge-
gründet, wurde in den Besitz der damals an der 
Schweizer Rheinsalinen AG (heute: Schweizer Sa-
linen AG) beteiligten Kantone übertragen. Im Hin-
blick auf eine mögliche künftige Beteiligung des 
Kantons Waadt an der Schweizer Salinen AG ver-
bleiben nach der Gründung der Selfin Invest AG 
die ursprünglich der Schweizer Salinen AG gehö-
renden freien Mittel von damals 116 Millionen Fran-
ken bei jenen Kantonen, welche für deren Bildung 
als Aktionäre verantwortlich gewesen sind. 

  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 0,2 0,3 0,0 0,1 
Ausgaben (in Mio. Fr.) - - - - 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritt aus dem Verwaltungsrat: Marcel Schwerz-

mann (2019) 
Kantonsvertretung keine 

 

3.2.2.12 Sportanlagen Würzenbach AG 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Die AG ist schuldenfrei, die Rentabilität der Anlage 

hat sich jedoch etwas verschlechtert. Ein Risiko be-
steht aber dank dem hohen Wert (Grundstück) der 
Anlage nicht. 

Veränderung zur letzten BS Die Verschlechterung der Rentabilität der Anlage 
ist neu.  
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Strategie  
Strategische Ziele Die Mietverträge der Frei’s Schulen wurden vom 

Kanton Luzern an die Sportanlagen Würzenbach 
AG übertragen. Aus diesem Grund soll die Beteili-
gung nicht länger gehalten werden. Die bisherige 
Veräusserungsstrategie, welche den Verkauf der 
Aktien vorsieht, wird zurzeit überprüft, da sich alter-
native Handlungsoptionen in Abklärung befinden. 

Veränderung zur letzten BS Mit der Übertragung der Mietverträge der Frei’s 
Schulen an die Sportanlagen Würzenbach AG ist 
das bisher noch bestehende Interesse einer kos-
tendeckenden Weitervermietung der Nutzungs-
rechte des Kantons Luzern weggefallen. 

Stand der Umsetzung Das bisherige Angebot des Stadtrates Luzern für 
die Übernahme des Aktienkapitals zum Nennwert 
entspricht nicht den Vorgaben der Strategie. Die-
ses Angebot liegt unter dem Verkehrswert der An-
lage gem. Verkehrswertschätzung vom 8. Septem-
ber 2016 und damit unter dem inneren Wert der 
Anlage. 

Grad der Umsetzung Die Weiterführung des Betriebs stellt für den Kan-
ton Luzern als Aktionär kein Risiko dar. 

Massnahmen Das Finanzdepartement wird die Situation nach der 
Übertragung der Mietverträge der Frei’s Schulen an 
die Sportanlagen Würzenbach AG neu beurteilen 
und dem Stadtrat ein Verkaufsangebot für das Akti-
enpaket unterbreiten. 

  
Art und Umfang  
Rechtsform Aktiengesellschaft 
Gesellschaftskapital (Art) Aktienkapital 
Gesellschaftskapital (Höhe) 1,2 Millionen Franken 
Anteil Kanton 21,3 Prozent 
Einflussnahme Anteilig am Aktienkapital (Kanton stellt einen von 

vier Abgeordneten im Verwaltungsrat). 
Zuständiges Departement FD 
Zweck der Organisation Bau und Betrieb von Sport- und Freizeitanlagen, 

insbesondere Betrieb der Sportanlagen Würzen-
bach in Luzern. 

Kantonale Aufgabe Sportunterricht und -förderung (ursprünglich als 
Nutzungsrecht für Sportaktivitäten des Seminars 
Bellerive) 

  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 0,1 0,0 0,0 0,1 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 0,4 0,2 0,2 0,2 
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Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Urs Mahlstein (2019) 

Neuwahlen: René Schmid, Kantonsbaumeister 
(2020), Sarah Grossenbacher (2020) 

Kantonsvertretung René Schmid, Kantonsbaumeister 
 

3.2.2.13 Stiftung Berufsbildung Gesundheit Zentralschweiz 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Die Bauabrechnung für den Schulhausneubau 

schloss deutlich unter dem Budget ab. Der Finanz-
plan zeigt die Fähigkeit zur Amortisation der Kre-
dite auf. Ab 2028 wird die Bürgschaft um jährlich 2 
Millionen Franken reduziert. 

Veränderung zur letzten BS Veränderung der Risikokategorie von B auf C auf-
grund geringer Wahrscheinlichkeit einer Inan-
spruchnahme der Bürgschaft.  

  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten. 

− Deckung des Fachkräftebedarfs Gesundheitsbe-
rufe in der Zentralschweiz. 

− Gemeinsam mit Xund, Organisation der Arbeits-
welt, wird das Bildungsangebot auf die Praxis 
abgestimmt. Die Lernenden und Studierenden 
sollen kompetent und marktgerecht ausgebildet 
werden. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Die steigenden Teilnehmendenzahlen tragen zur 

Deckung des Fachkräftebedarfs bei. Der Stiftungs-
rat Berufsbildung Gesundheit Zentralschweiz 
(BGZ) als Träger des Xund Bildungszentrums und 
der Vorstand XUND arbeiten eng zusammen. 

Grad der Umsetzung 8 
Massnahmen Die Qualität der Aus- und Weiterbildungen wird lau-

fend evaluiert und gemeinsam mit der Organisation 
der Arbeitswelt (OdA) Xund noch besser auf die 
Praxis abgestimmt. Die Attraktivität des Bildungs-
zentrums Xund wird mit dem Neubau gesteigert. 

  
Art und Umfang  
Rechtsform Stiftung 
Einflussnahme Der Kanton ist mit einem Vertreter des Bildungs- 

und Kulturdepartementes im Stiftungsrat (total 
sechs Stiftungsratsmitglieder) vertreten. 

Zuständiges Departement BKD 
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Zweck der Organisation Übernahme der Trägerschaft von Bildungseinrich-
tungen, insbesondere der Trägerschaft der höhe-
ren Fachschule Gesundheit Zentralschweiz 
(HFGZ); Führung, Förderung und Unterstützung 
sowie Finanzierung, Betrieb und Entwicklung der 
von ihr getragenen Bildungseinrichtungen. 

Kantonale Aufgabe Gesundheitspolitischer Versorgungsauftrag. 
  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) - - - 0,1 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 7,6 7,5 8,1 8,5 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen keine 
Kantonsvertretung Christoph Spöring, Dienststellenleiter Berufs- und 

Weiterbildung 
 

3.2.2.14 Stiftung Geistliche Musik an der Jesuitenkirche 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Mit der Beteiligung an der Stiftung sind keinerlei fi-

nanzielle Verpflichtungen des Kantons verbunden 
Veränderung zur letzten BS Neue Beteiligung seit 2017 
  
Strategie  
Strategische Ziele Sicherstellung des Stiftungszwecks. 
Veränderung zur letzten BS Neue Beteiligung seit 2017 
Stand der Umsetzung läuft 
Grad der Umsetzung 7 
Massnahmen Der Stiftungsrat arbeitet kontinuierlich am Stiftungs-

ziel. 
  
Art und Umfang  
Rechtsform Stiftung 
Einflussnahme Der Stiftungsrat besteht aus dem Präfekten und 

der verantwortlichen Kirchenmusikerin der Jesui-
tenkirche sowie Vertretern der Hochschule Luzern 
(HSLU) Musik, der Theologischen Fakultät der Uni-
versität Luzern, der römisch-katholischen Kirchge-
meinde Stadt Luzern und des Kantons. Einer der 
sechs Stiftungsräte wird vom Regierungsrat ge-
wählt.  

Zuständiges Departement BKD 
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Zweck der Organisation Das Ziel der Stiftung ist es, in Zusammenarbeit mit 
der Hochschule Luzern die musikalisch-spirituelle 
Ausstrahlung der Musikstadt Luzern zu fördern und 
die hohe Qualität der geistlichen Musik an der Je-
suitenkirche langfristig zu sichern. 

Kantonale Aufgabe Kulturförderung 
  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) - - - - 
Ausgaben (in Mio. Fr.) - - - - 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Peter Bischof (2020), Michael Kaufmann 

(2020), Iva Boutellier (2021) 
Neuwahlen: Stephan Müller (2020), Valentin Gloor 
(2020), Regula Bürgi (2021) 

Kantonsvertretung Regula Bürgi, wissenschaftliche Mitarbeiterin 
Dienststelle Hochschulbildung und Kultur 

 

3.2.2.15 Stiftung interkantonale Försterschule Lyss 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Das Risiko wird trotz Wettbewerb mit anderen Bil-

dungsgängen (ETH, Fachhochschule) als niedrig 
eingestuft.  

Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten. 

− Bedarf an qualifiziertem Forstfachpersonal si-
cherstellen. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung laufende Aufgabe 
Grad der Umsetzung 9 
Massnahmen keine besonderen 
  
Art und Umfang  
Rechtsform Stiftung 
Einflussnahme Der Kanton Luzern ist mit einem Vertreter im Stif-

tungsrat (total 14 Stiftungsratsmitglieder) vertreten. 
Zuständiges Departement BUWD 
Zweck der Organisation Errichtung und Betrieb der interkantonalen Förster-

schule in Lyss. Diese dient der Aus- und Weiterbil-
dung von Försterinnen und Förstern. 

Kantonale Aufgabe Bildungsförderung 
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Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.)   - - 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 0,1 0,1 0,1 0,2 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Verschiedene Mutationen im Stiftungsrat durch 

neue Vertreter aus anderen Kantonen. 
Kantonsvertretung Bruno Röösli, Abteilungsleiter Wald der Dienststelle 

Landwirtschaft und Wald 
 

3.2.2.16 Stiftung Lucerne Festival 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Kontakte und Vernetzung haben grossen Einfluss 

auf das Sponsoring. Falls grosse Sponsoren weg-
fallen würden, wäre der Kanton Luzern nicht fähig, 
die entstehende Lücke finanziell zu schliessen. 
Diese Eintretenswahrscheinlichkeit wird aber als 
niedrig eingestuft. 

Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten. 

− Imageförderung als Kulturstandort. 
− Weltklasse-Niveau. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung läuft 
Grad der Umsetzung 10 
Massnahmen Professionelle Führung durch das Lucerne Festival 
  
Art und Umfang  
Rechtsform Stiftung 
Einflussnahme Der Kanton Luzern ist einfaches Mitglied des Stif-

tungsrates; derzeit vertreten durch den Vorsteher 
des BKD. 

Zuständiges Departement BKD 
Zweck der Organisation Durchführung und Förderung des jährlich in Luzern 

stattfindenden Lucerne Festival mit den Veranstal-
tungen Ostern, Sommer und Piano sowie allenfalls 
anderer vom Lucerne Festival organisierter Veran-
staltungen. 

Kantonale Aufgabe Kulturförderung 
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Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 0,1 0,1 0,0 - 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 0,1 0,0 0,2 2,0 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Reto Wyss (2019), Peter Eckert (2020), 

Alexandre Jetzer (2020) 
Neuwahlen: Marcel Schwerzmann (2019), Andrea 
Gmür-Schönenberger (2020), Anne Schwöbel 
(2020), Marianne Jannik (2020) 

Kantonsvertretung Marcel Schwerzmann, Regierungsrat 
 

3.2.2.17 Stiftung Verkehrshaus der Schweiz 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Der Verein Verkehrshaus ist Eigentümer der Immo-

bilien, in welchen die grossen Risiken liegen. Für 
die Stiftung bestehen keine direkten Risiken. 

Veränderung zur letzten BS Konkretisierung des Immobilienrisikos. 
  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten. 

− Langfristige Sicherung der Sammlungstätigkeit 
und des Betriebs des Verkehrshauses zusam-
men mit dem Bund und der Stadt Luzern. 

− Investitionsbeitrag an Erneuerung Schienenhalle 
Veränderung zur letzten BS Die Integration in den Zweckverband Grosse Kul-

turbetriebe ist erfolgt und somit kein strategisches 
Ziel mehr. Neu ist der Integrationsbeitrag an die Er-
neuerung der Schienenhalle.  

Stand der Umsetzung Integration in den Zweckverband ist 2015 erfolgt. 
Grad der Umsetzung 5 (langfristige Sicherung der Sammlungstätigkeit) 
Massnahmen Überprüfen von Leistungsvereinbarung und Investi-

tionsgesuche. 
  
Art und Umfang  
Rechtsform Stiftung 
Einflussnahme Der Kanton Luzern ist mit einer Person aus dem 

BKD im Stiftungsrat (total 6) vertreten. 
Zuständiges Departement BKD 
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Zweck der Organisation Erhalt, Betreuung und Erweiterung der Sammlung 
des Verkehrshauses der Schweiz von Objekten 
zum schweizerischen Verkehrswesen mit dem Ziel 
der Erschliessung und Ausstellung für die Allge-
meinheit im Rahmen des Museumsbetriebes und 
des museumspädagogischen Dienstes des Ver-
kehrshauses in Luzern sowie Erhalt, Betreuung 
und Erweiterung eines Archivs für Text-, Bild-, 
Plan- und Tondokumente und weiterer Objekte zur 
Geschichte von Verkehr und Kommunikation 
zwecks Unterstützung der Ausstellungstätigkeit und 
der fachwissenschaftlichen Forschung. 

Kantonale Aufgabe Kulturförderung 
  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 0,0 0,0 0,0 0,0 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 0,0 0,0 0,0 2,9 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Neuwahlen: Christine Bulliard-Marbach (2017) 
Kantonsvertretung Albin Bieri, Projektleiter Kulturförderung 

 

3.2.2.18 Stiftung Wirtschaftsförderung Luzern 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Die Eintretenswahrscheinlichkeit von Reputations- 

und Netzwerkrisiken wird zurzeit als gering einge-
schätzt. 

Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten. 

− Wachstumspotenzial ansässiger Unternehmen 
unterstützen. 

− Finanzstarke Unternehmen und Privatpersonen 
ansiedeln. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Die strategischen Ziele werden erreicht und weiter-

verfolgt.  
Grad der Umsetzung 8 
Massnahmen − Fachkräfte-Initiative 

− Neu- und Jungunternehmerförderung 
− Bereitstellung Arbeitsflächenübersicht 
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Art und Umfang  
Rechtsform Stiftung 
Gesellschaftskapital (Art) Stiftungsvermögen 
Gesellschaftskapital (Höhe) 0,06 Millionen Franken 
Anteil Kanton 42 Prozent 
Einflussnahme Der Regierungsrat wählt zwei von elf Stiftungsrätin-

nen und -räten. 
Zuständiges Departement BUWD 
Zweck der Organisation Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Lu-

zerner Wirtschaft; nationale und internationale Ver-
marktung des Wirtschafts- und Wohnstandorts Lu-
zern mit Partnern; Ansiedelung neuer Unterneh-
men und finanzstarker Privatpersonen im Kanton 
Luzern; Unterstützung des Wachstumspotenzials 
ansässiger Unternehmen; Förderung des Innovati-
ons- und Wissenstransfers zwischen Wirtschaft 
und Bildungsinstitutionen. 

Kantonale Aufgabe Wirtschaftsförderung 
  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 0,0 0,0 0,0 0,0 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 0,7 0,6 0,6 0,6 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Robert Küng (2019) 

Neuwahlen: Fabian Peter (2019 
Kantonsvertretung − Fabian Peter, Regierungsrat 

− Sven-Erik Zeidler, Dienststellenleiter Raum und 
Wirtschaft 

 

3.2.2.19 Swiss Library Service Plattform SLSP 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Das Risiko für den Ausfall der Darlehensrückzah-

lung wird als tief eingeschätzt. 
Veränderung zur letzten BS Neue Beteiligung seit 2017. 
  
Strategie  
Strategische Ziele − Kooperation mit Partnern zur Nutzung von Syner-

gien und Steigerung der Effizienz – sowohl auf 
dem Platz Luzern wie auch national. 

Veränderung zur letzten BS Neue Beteiligung seit 2017. 
Stand der Umsetzung Offen sind die Governance und mittelfristig die Fi-

nanzierung. 
Grad der Umsetzung 7 
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Massnahmen − Intensive Begleitung der Konsolidierung der Ge-
schäftsstelle. 

− Aktive Mitarbeit der Zentral- und Hochschulbiblio-
thek (ZHB) beim Aufbau der Institution Zone 
«Region Zentralschweiz» (IZ RZS), bei der Si-
cherung der Swiss Library Service Plattform 
(SLSP) und bei der Koordination auf dem Platz 
Luzern. 

  
Art und Umfang  
Rechtsform Aktiengesellschaft 
Gesellschaftskapital (Art) Aktienkapital 
Gesellschaftskapital (Höhe) 0,5 Millionen Franken 
Anteil Kanton 7,7 Prozent (40'000 Franken) 
Einflussnahme − An der Generalversammlung: Stimmenanteil von 

7,7 Prozent. 
− Ein Sitz im Verwaltungsrat, im Grundsatz alle 

zwei Jahre alternierend mit der ETH Zürich und 
der Università della Svizzera italiana. Bis auf 
Weiteres wird die Vertretung des Kantons Luzern 
durch die ETH Zürich wahrgenommen.  

Zuständiges Departement BKD 
Zweck der Organisation Sicherung des Betriebs der Zentral- und Hoch-

schulbibliothek sowie der Bibliotheken des IDS Lu-
zern (HSLU-Bibliotheken, Bibliotheken des Staats-
archivs, der Museen usw.) durch die Ablösung der 
auslaufenden Bibliothekssoftware. 

Kantonale Aufgabe − Bildungs- und Kulturförderung. 
− Sicherung der Dienstleistungen der ZHB und 

IDS-Bibliotheken. 
  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) - - - 0,0 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 0,0 0,2 0,3 0,4 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen keine 
Kantonsvertretung keine (wird durch die ETH Zürich wahrgenommen) 

 

3.2.2.20 Swisslos 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Der Verwaltungsrat hat das implementierte Risiko-

management der Swisslos im Jahr 2020 behandelt, 
geprüft und genehmigt. Für allfällige Schadener-
satzforderungen werden Rückstellungen gebildet. 

Veränderung zur letzten BS keine 
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Strategie  
Strategische Ziele − Sicherstellen eines nachfrageorientierten und in-

novativen Lotterie- und Wettangebots unter 
Wahrung der gesetzlichen Regelungen. 

− Schutz der Bevölkerung vor Spielsucht durch 
Massnahmen zur Bekämpfung der Spielsucht. 

− Möglichst hohe Gewinnausschüttung an die kan-
tonalen Swisslos-Fonds, Swisslos-Sportfonds 
und den nationalen Sport. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung laufend 
Grad der Umsetzung 10 
Massnahmen keine besonderen 
  
Art und Umfang  
Rechtsform Genossenschaft (es besteht kein eigentliches Ge-

nossenschaftskapital; das Eigenkapital besteht aus 
Gewinnvorträgen und Reserven).  

Einflussnahme Die Genossenschaftsversammlung besteht aus je 
einem Regierungsmitglied aller Deutschschweizer 
Kantone und des Kantons Tessin. Zudem hat der 
Kanton Luzern einen Sitz im Verwaltungsrat.  

Zuständiges Departement JSD 
Zweck der Organisation Die Genossenschaft bezweckt die Durchführung 

von und die Beteiligung an gemeinnützigen oder 
wohltätigen Lotterien im Sinn von Artikel 3 des 
Bundesgesetzes über Geldspiele (SR 935.51). 
Weiter stützt sich die Genossenschaft auf die dazu-
gehörige Geldspielverordnung (SR 935.511), die 
Interkantonale Vereinbarung betreffend die ge-
meinsame Durchführung von Geldspielen (SRL Nr. 
992) und das Gesamtschweizerische Geldspielkon-
kordat (SRL Nr. 992a). 

Kantonale Aufgabe Kultur- und Sportförderung 
  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 23,1 21,1 20,7 22,4 
Ausgaben (in Mio. Fr.) - - - 0,0 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Kurt Wernli (AG, 2017) 

Neuwahlen: Josef Dittli (UR, 2017) 
Kantonsvertretung Guido Graf, Regierungsrat 

 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/795/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/796/de
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/992
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/992
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/992a
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3.2.2.21 TMF Extraktionswerk AG 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Beteiligungsbetrag ist gering 
Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele Beteiligung halten. 
Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Die strategischen Grundziele der TMF Extraktions-

werk AG werden erreicht und weiterverfolgt.  
Grad der Umsetzung 10 
Massnahmen Keine aktive Einflussnahme.  
  
Art und Umfang  
Rechtsform Aktiengesellschaft 
Gesellschaftskapital (Art) Aktienkapital 
Gesellschaftskapital (Höhe) 1,2 Millionen Franken 
Anteil Kanton 5,3 Prozent 
Einflussnahme Stimmrechte an der Generalversammlung gemäss 

Anteil am Aktienkapital. Zudem ist der Kanton Lu-
zern mit einem Mitglied im siebenköpfigen Verwal-
tungsrat vertreten.  

Zuständiges Departement GSD 
Zweck der Organisation Entsorgung von tierischen Nebenprodukten. Die 

Gesellschaft kann Zweigniederlassungen errichten, 
sich bei anderen Unternehmungen beteiligen, 
gleichartige oder verwandte Unternehmungen er-
werben oder errichten, Grundstücke erwerben oder 
veräussern. Sie kann auch ähnliche weitere Ent-
sorgungsaufgaben übernehmen. 

Kantonale Aufgabe Aufgabe gemäss Bundesverordnung über die Ent-
sorgung von tierischen Nebenprodukten (SR 
916.441.22). 

  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) - - - - 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 0,8 0,8 0,9 0,9 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Einsitz im Verwaltungsrat durch den Kanton Luzern 

seit April 2016. 
Kantonsvertretung Guido Graf, Regierungsrat 

 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2011/372/de
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3.2.2.22 Verein eHealth Zentralschweiz 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Für den Kanton Luzern besteht kein Risiko. 
Veränderung zur letzten BS Neue Beteiligung seit 2019. 
  
Strategie  
Strategische Ziele − Schaffung von organisatorischen Voraussetzun-

gen zur nutzbringenden regionalen Koordination 
von eHealth. 

− Regelmässige Information für Vereinsmitglieder 
und die interessierte Öffentlichkeit (Politik, Me-
dien, Patientinnen und Patienten) 

− Unterstützung bei der Lancierung und Umset-
zung des Bundesgesetzes über das elektroni-
sche Patientendossier (EPDG). 

Veränderung zur letzten BS Neue Beteiligung seit 2019. 
Stand der Umsetzung Der schweizweite Start des elektronischen Patien-

tendossiers (EPD) konnte nicht wie geplant im Jahr 
2020 erfolgen. Das EPD wird 2021 nach Regionen 
gestaffelt eingeführt. 

Grad der Umsetzung 7 
Massnahmen Regelmässige Kernteamsitzung mit Vertreterinnen 

und Vertretern der verschiedenen Leistungserbrin-
ger, Koordination der Aufgaben in Absprache mit 
dem Bund, eHealth-Suisse, verschiedenen Kanto-
nen und der Stammgemeinschaft Axsana/XAD. 

  
Art und Umfang  
Rechtsform Verein 
Einflussnahme Der Kanton Luzern ist mit einem Mitglied im zehn-

köpfigen Vorstand vertreten.  
Zuständiges Departement GSD 
Zweck der Organisation Der Verein eHealth Zentralschweiz fördert die nutz-

bringende Anwendung von eHealth-Lösungen in 
der Versorgungsregion Zentralschweiz. Er tut dies, 
indem er eine Koordinationsstelle eHealth Zentral-
schweiz betreibt. 

Kantonale Aufgabe Förderung eines eHealth-Netzwerks für die Umset-
zung des elektronischen Patientendossiers (EPD). 

  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.)   - - 
Ausgaben (in Mio. Fr.)   - - 
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Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen keine 
Kantonsvertretung − Guido Graf, Regierungsrat 

− Hans-Peter Bättig, Leiter Organisation, Informatik 
und Services GSD (beratende Stimme) 

 

3.2.2.23 Verein Kooperative Speicherbibliothek Schweiz 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Tiefes Risiko, weil die Kosten dank zusätzlichen 

Partnern weiter sinken. 
Veränderung zur letzten BS Die Annahmen aus der Aufbauphase haben sich 

bestätigt, und die Kosten liegen innerhalb der defi-
nierten Bandbreite.  

  
Strategie  
Strategische Ziele − Führung und Betrieb eines sicheren Aussenla-

gers für die ZHB Luzern in Kooperation mit Part-
nerbibliotheken (Zentralbibliothek Zürich, Univer-
sitätsbibliothek Zürich, Universitätsbibliothek Ba-
sel, Kantonsbibliothek Solothurn, Universitätsbib-
liothek St. Gallen). 

− Sicherung eines wirtschaftlich effizienten Betriebs 
eines Aussenlagers durch Nutzung von Koopera-
tionen und Synergien. 

Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Der Betrieb läuft, Ausleihen sowie Lieferungen von 

Scans und Kopien in die ZHB und die Partnerbibli-
otheken funktionieren. 

Grad der Umsetzung 10 
Massnahmen − Hohes Niveau der Dienstleistungen beibehalten. 

− Gewinnung von Neukunden und neuen Mitglie-
dern. 

− Entwicklung neuer Dienstleistungen für Bibliothe-
ken und Kundinnen und Kunden. 

  
Art und Umfang  
Rechtsform Verein 
Einflussnahme Der Kanton Luzern hat eine Stimmkraft von 36,7 

Prozent (vormals 49%, Reduktion aufgrund höhe-
ren Anteilen der Zentralbibliothek Zürich).  

Zuständiges Departement BKD 
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Zweck der Organisation Effiziente, raumsparende, kostengünstige und an 
konservatorischen Vorgaben ausgerichtete Lage-
rung und Bewirtschaftung von Büchern, Zeitschrif-
ten und weiteren Medien in einer Speicherbiblio-
thek für Mitglieder und Kundinnen und Kunden (für 
Mitglieder teilweise Zusammenführung in einen kol-
lektiven Bestand); Erbringung von verschiedenen 
archivarischen und bibliothekstechnischen Dienst-
leistungen, insbesondere Ausleihe und Dokumen-
tenlieferung; der Verein ist nicht gewinnorientiert. 

Kantonale Aufgabe Allgemeine Versorgung sichern. Sicherung und 
Aufbewahrung wertvoller historischer Dokumente 
und Handschriften sowie Dienstleistungen für die 
Öffentlichkeit. 

  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.)   - - 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 2,5 2,6 2,3 2,1 
  
Entwicklung/Prognose  
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Austritte: Dr. Ulrich Niederer (2017), Rudolf 

Mumenthaler (2020) 
Neuwahlen: Prof. Dr. Rudolf Mumenthaler (2017), 
Benjamin Flämig (2021) 

Kantonsvertretung Benjamin Flämig, Direktor ZHB Luzern 
 

3.2.2.24 Vereinigung Pro Heidegg 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Geringe finanzielle Beteiligung des Kantons (jähr-

lich rund 0,16 Mio. Fr. Betriebsbeiträge an das Mu-
seum). 

Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele − Beteiligung halten. 

− Beteiligung und Betriebsbeitrag der Leistungsver-
einbarung erhöhen. 

Veränderung zur letzten BS Die Erhöhung des Betriebsbeitrages ist aufgrund 
der anstehenden Infrastrukturarbeiten neu als Ziel 
definiert.  

Stand der Umsetzung Die Erhöhung des Betriebsbeitrages ist in Erarbei-
tung. 

Grad der Umsetzung 5 
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Massnahmen Unterstützung bei der Planung und Umsetzung. 
Betriebsbeitrag erhöhen. 

  
Art und Umfang  
Rechtsform Verein 
Gesellschaftskapital (Art) Der Kanton ist durch eine Person aus dem BKD im 

Vereinsvorstand (total 13) vertreten. 
Zuständiges Departement BKD 
Zweck der Organisation Schloss Heidegg soll als Ort erhalten bleiben, wel-

cher das Amt Hochdorf kulturell und geschichtlich 
repräsentiert. 

Kantonale Aufgabe Kulturförderung 
  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) 0,0 0,0 0,0 0,0 
Ausgaben (in Mio. Fr.) 0,2 0,2 0,2 0,2 
  
Entwicklung/Prognose  
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen Vereinzelte Mutationen im Vorstand. 
Kantonsvertretung Albin Bieri, Projektleiter Kulturförderung 

 

3.2.2.25 Wässermatten Stiftung 
 
Risiko  
Risikokategorie C 
Begründung Verhältnismässig kleine Beteiligung des Kantons 

Luzern. Gemeinnützige Stiftung. 
Veränderung zur letzten BS keine 
  
Strategie  
Strategische Ziele Beteiligung halten. 
Veränderung zur letzten BS keine 
Stand der Umsetzung Das Stiftungskapital ist einbezahlt. Das Wässern 

wird aus Erträgen auf dem Kapitalmarkt und seit 
2015 auch durch Verwenden von Stiftungskapital 
entschädigt. 

Grad der Umsetzung 8 
Massnahmen Keine besonderen.  
  
Art und Umfang  
Rechtsform Stiftung 
Einflussnahme Der Kanton Luzern ist durch eine Person im Stif-

tungsrat vertreten (total 13 Mitglieder).  
Zuständiges Departement BUWD 
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Zweck der Organisation Die als Wässermatten bekannten Kulturlandschaf-
ten im Perimeter des Bundesinventars der Land-
schaften und Naturdenkmäler (BLN) des Objektes 
Nr.°1312 «Wässermatten in den Tälern der Lange-
ten, der Oenz und der Rot» zu erhalten und deren 
traditionelle Bewirtschaftung zu sichern, indem sie 
diese durch die Ausrichtung von Beiträgen unter-
stützt. 

Kantonale Aufgabe Natur- und Landschaftsschutz 
  
Finanzielles  
 2017 2018 2019 2020 
Zahlungsströme zwischen 
Kanton und Beteiligung 

 

Einnahmen (in Mio. Fr.) - - - - 
Ausgaben (in Mio. Fr.) - - - - 
  
Oberstes Führungsorgan  
Veränderungen keine 
Kantonsvertretung Peter Kull, Fachbereichsleiter Lebensräume in der 

Dienststelle Landwirtschaft und Wald.  
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4 Schlussfolgerungen 
Die Organisationen mit kantonaler Beteiligung sind im Hinblick auf ihre Führbarkeit 
gut und zweckmässig organisiert. Grundsätzlich werden die strategischen Ziele 
durchgehend gut bis sehr gut erreicht, und es werden geeignete Massnahmen um-
gesetzt, um diese Ziele zu erreichen beziehungsweise längerfristig zu halten. Mit 
den überarbeiteten Eignerstrategien wurden die Steuerung und die Kontrolle w in-
tensiviert und soweit wie möglich vereinheitlicht. Mit der Regelung über die ausgegli-
chene Geschlechtervertretung im obersten Leitungsorgan wurde eine zusätzliche 
einheitliche Massnahme geschaffen. Damit leisten wir einen wichtigen Beitrag zur 
angemessenen Teilhabe beider Geschlechter in den obersten Leitungsgremien. Mit 
der Vorgabe zur Berichterstattung über die Massnahmen zur Erreichung der Kli-
maneutralität mittels Klima- oder Geschäftsbericht leisten wir einen zentralen Bei-
trag zur klimapolitischen Vorbildfunktion des Kantons Luzern. Bei Beteiligungen der 
Risikoklassen A (hohes Risiko) und B (mittleres Risiko) finden in der Regel jährliche 
Treffen mit unserem Rat statt. An diesen Treffen werden uns die Geschäftsergeb-
nisse präsentiert und die Geschäftsberichte von unserem Rat genehmigt bezie-
hungsweise zur Kenntnis genommen. Ausnahmen bilden die Stiftung Berufsbildung 
Gesundheit Zentralschweiz und die Zentralschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht 
(beide B-Risiko): Hier wird die Umsetzung der Eignerziele mittels Einsitznahme im 
strategischen Leitungsorgan beeinflusst. Bei der Stiftung Brändi und der Stiftung für 
Schwerbehinderte (beide ebenfalls B-Risiko) wird die Erreichung der Eignerziele 
mittels Reporting über die Umsetzung der Leistungsaufträge geprüft. 
 
Die Eignerziele für die konsolidierten Einheiten sind zusätzlich mit Vorgaben zur ma-
ximalen Verschuldung versehen worden. Diese sind vorwiegend bei den beiden 
Schlüsselbeteiligungen Luzerner Kantonsspital und Luzerner Psychiatrie in Form ei-
ner Eigenkapitalquote in die Eignerstrategie eingeflossen. Für die Schlüsselbeteili-
gung Luzerner Kantonalbank (Risiko A) werden jährlich umfangreiche Analysen er-
stellt, um Risiken frühzeitig zu erkennen. Die LUKB ist mit einem «AA/Stable/A1+»-
Rating von Standard & Poor’s zurzeit sehr gut aufgestellt, und es sind keine unmit-
telbar relevanten und erheblichen Risiken erkennbar. 
 
Bei den meisten öffentlichen Anstalten fehlt eine Angabe über das Gesellschaftska-
pital. Der Grund hierfür ist, dass es bei diesen Organisationen keine eigentlichen 
Gesellschaftskapitalien gibt (z. B. Gebäudeversicherung, Universität, Ausgleichs-
kasse). Das Eigenkapital setzt sich ausschliesslich aus Reservebildung und Vorjah-
resgewinnen zusammen. 
 
Die Zahlungsströme zwischen dem Kanton und den Organisationen, an denen er 
beteiligt ist, sind unterschiedlich. Abgesehen von der LUPK und dem WAS Wirt-
schaft Arbeit Soziales floss im Jahr 2020 das meiste Geld an das Luzerner Kan-
tonsspital (rund 186 Mio. Fr.). Weitere nennenswerte Geldabflüsse gingen an die 
Luzerner Psychiatrie (rund 60 Mio. Fr.) und an das Bildungswesen (PHLU: rund 33 
Mio. Fr., UNILU: rund 36 Mio. Fr., HSLU: rund 59 Mio. Fr.). Auch zur Stiftung Brändi 
(rund 24 Mio. Fr.) und zur Stiftung für Schwerbehinderte (rund 46 Mio. Fr.) sind nen-
nenswerte Beträge geflossen. Ausserdem wurden im Jahr 2020 aufgrund der 
Corona-Pandemie zusätzlich Ausfallentschädigungen an die Organisationen der 
grossen Kulturbetriebe und Sonderzahlungen in Form von Vorhalteleistungen an die 
Lups und die LUKS AG entrichtet. 
 
Die grössten Geldzuflüsse hat der Kanton in Form von Dividenden und der Abgel-
tung der Staatsgarantie der Luzerner Kantonalbank (total rund 63 Mio. Fr.), aus dem 
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Anteil an der Gewinnausschüttung der Schweizerischen Nationalbank (rund 
128 Mio. Fr.) und aus dem Anteil der Gewinnausschüttung von Swisslos (rund 
22 Mio. Fr.) erhalten. 

5 Antrag 
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, wir beantragen 
Ihnen, die Beteiligungsstrategie des Kantons Luzern zu genehmigen. 
 
 
 
 
Luzern, 6. Juli 2021 
 
Im Namen des Regierungsrates 
Der Präsident: Marcel Schwerzmann 
Der Staatsschreiber: Vincenz Blaser 
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Entwurf 

Kantonsratsbeschluss 
über die Beteiligungsstrategie des Kantons Luzern 

vom  

Der Kantonsrat des Kantons Luzern, 

nach Einsicht in den Bericht des Regierungsrates vom 6. Juli 2021, 

beschliesst: 
 
 
1.  Die Beteiligungsstrategie des Kantons Luzern wird genehmigt.  
2.  Der Kantonsratsbeschluss ist zu veröffentlichen. 

Luzern,  

Im Namen des Kantonsrates 
Der Präsident:  
Der Staatsschreiber:  
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